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1. Vorwort


Vor der Jahrtausendwende steht die Schweiz vor ihrer grössten aussenpolitischen Krise seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Und es ist eben dieses Verhalten der Eidgenossenschaft vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg, das Gegenstand der Auseinandersetzung wird. Vor allem die jüdischen Stimmen einer vergangenen Zeit, die wir Schweizer für abgeschlossen hielten, stellen Fragen und Forderungen, die nach einer Ergänzung, ja einer Änderung unseres Geschichtsbildes rufen. Die Forderungen der jüdischen Opfer, von denen wir annahmen, dass sie in den Jahren nach dem Krieg bereits erfüllt worden waren, richten sich zunächst an die Banken unseres Landes. Es geht um nachrichtenlose Vermögen, die von Verfolgten des Dritten Reiches als Auslandgelder in der Schweiz deponiert und nicht mehr abgeholt worden waren, weil die Depositäre Krieg und Konzentrationslager nicht überlebt hatten. Die Diskussion dreht sich um die Fragen, wie viele derartige Gelder noch bei den Banken liegen, was ihr Schicksal war und, falls noch vorhanden, inskünftig sein soll – und warum diese Fragen nicht alle schon längst abschliessend geklärt sind. In einer zweiten Bewegung rücken dann andere Vermögenswerte ins Bild: Versicherungspolicen, Schmuck, Diamanten, Gemälde. Die Fantasien werden aber am meisten vom Gold angezogen. Zum einen geht es dabei um das Gold, das die Deutsche Reichsbank gegen Schweizer Franken oder für Warenlieferungen an unsere Nationalbank verkauft hatte und das zu einem grossen Teil die Nationalsozialisten den Zentralbanken der eroberten Länder abgenommen hatten, das sogenannte «Raubgold». Moralisch viel heikler ist jedoch das «Totengold», das von den Nationalsozialisten im Rahmen ihres schrecklichen Genozids erbeutet worden war; Zahnplomben und Eheringe, die in den Vernichtungslagern systematisch gesammelt wurden. In einem dritten Schritt kommt «Naziraubgut» hinzu, das heisst die Vermögenswerte, welche von Funktionären des Dritten Reiches während des Krieges in die Schweiz transferiert worden waren, sei es als geheimer Kriegsschatz für eine mögliche Wiederaufrüstung Deutschlands, sei es zur persönlichen Bereicherung. In weiteren Schüben erfolgt eine Reaktivierung zusätzlicher Themen, wie den gesamten Aussenhandel der Schweiz jener Jahre, unseren Finanzplatz, unsere Neutralitätspolitik und vor allem auch unsere Flüchtlingspolitik. Letztlich steht unsere ganze Geschichte vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg international zur Debatte.


Der scheinbar anachronistische Ruf nach Gerechtigkeit stört das Bild, das etliche Schweizer sich von unserem Land im Zweiten Weltkrieg geschaffen hatten. Er stellt unser Geschichtsverständnis infrage und erweckt in uns den Eindruck, auf der Anklagebank zu sitzen. Er ruft heftige Abwehrreflexe hervor, umso mehr als dieser Ruf nach Gerechtigkeit mitunter in aggressivster Form, gleichsam als undifferenzierter Angriff auf unser ganzes Land und Volk erfolgt und umso mehr als dabei oft unbewiesene Anschuldigungen mit aus dem Zusammenhang gerissenen Halbwahrheiten angeblich «bewiesen» werden. Die Debatte um historische Sachverhalte ist keine akademische Diskussion. Vielmehr werden ausgehend von tatsächlichen oder behaupteten Fakten Forderungen nach konkreten Handlungen erhoben und gegenüber Privaten, Unternehmen und dem Staat Macht ausgeübt, um vor allem finanzielle Kompensationen in Milliardenhöhe zu erhalten.


Wir müssen feststellen, dass die Schweiz überhaupt nicht auf diese Auseinandersetzung vorbereitet ist. Dies mag wenig verwunderlich sein für ein Land, das seit vielen Generationen von den grossen geschichtlichen Strömungen nicht oder nur am Rande verspätet erfasst wurde. Es stellt sich aber heraus, dass wir hier keinen weiteren Fall einer eidgenössischen Verspätung hatten, sondern dass die Schweiz erst am Beginn einer wichtigen Entwicklung steht. Auf jeden Fall lässt sich in der Vergangenheit kein Zeitpunkt finden, zu dem die Geschichte der Schweiz derart im Mittelpunkt der Innen- und Aussenpolitik stand, wie dies seit 1996 der Fall ist.


Zur Bewältigung der Krise wird – leider verspätet – vom Bundesrat die Task Force «Schweiz – Zweiter Weltkrieg» geschaffen, und ich zu ihrem Leiter ernannt. Ohne Infrastruktur und Vorbereitung müssen einige wenige Diplomaten in eine Auseinandersetzung eingreifen, die durch viele Besonderheiten geprägt ist. Normalerweise sind aktuelle und zukünftige Herausforderungen Gegenstand der Aussenpolitik; hier sind es historische Fakten und Wahrnehmungen. Üblicherweise ist Aktualität der entscheidende Faktor für Medien; hier sind es längst vergangene Sachverhalte. Zudem erfährt die Schweiz zum ersten Mal umfassend, wie internationale Medien als «Transmissionsriemen» zur Druckausübung ausgenutzt werden können. Ferner sind unsere Ansprechpartner nicht nur Regierungen, vor allem jene der USA und Israels, sondern auch NGOs, einzelne Parlamentarier und Lokalpolitiker sowie Rechtsanwälte. Diese Akteure folgen keinen diplomatischen Regeln, sondern sind stattdessen oft aggressiv, polemisch und unberechenbar. Sie bedienen sich unkonventioneller Methoden, wie Sanktionsdrohungen oder Sammelklagen. Schliesslich besteht ein grosser verwaltungsinterner und innenpolitischer Koordinationsbedarf. Der Bundesrat kann seine Strategie nicht eigenständig bestimmen. Er ist gezwungen, sich mit Parlament, Nationalbank, privaten Banken, Versicherungen und Wirtschaft sowie Vertretern gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere der jüdischen Gemeinschaft, eng auszutauschen. Kurzum, wir haben es mit einer neuen Form einer Gesamtkrise zu tun.


Bekanntlich hat die Eidgenossenschaft grösste Mühe, komplexe Krisen vorherzusehen und zu bewältigen. Im vorliegenden Fall treten diese Schwächen frappant und augenscheinlich zu Tage. Daher ist diese Darlegung interessant für alle, die sich für Aussenpolitik oder Krisenmanagement interessieren. Wie fast jede Krise wäre die hier beschriebene Auseinandersetzung durch einige, wenig kostspielige Massnahmen, die rechtzeitig hätten ergriffen werden müssen, zu verhindern gewesen. Stattdessen verlässt sich die Regierung zu lange darauf, dass die weltgewandten und selbstsicheren Bankiers ihr Problem adäquat lösen würden. Nachdem der Bundesrat die Führung übernommen hat, begehen er und andere Akteure unnötige, aber umso schwerere Eigenfehler. Dadurch wird die Krise verlängert und hinterlässt insbesondere tiefe Spuren in unserem bilateralen Verhältnis zu den USA und Israel. Innenpolitisch verunmöglicht sie die Jahrhundertidee einer Solidaritätsstiftung und befördert den Aufstieg der SVP weiter.


Es ist die Geschichte einer schweren Druckausübung auf die Schweiz. Dass diese auch über jüdische Organisationen erfolgt, ist eher zweitrangig. Im Vordergrund steht der Umstand, dass der gewaltige Druck aus den USA kommt. Wie man damit erfolgreich umgehen soll, haben wir leider nicht gelernt. Zwar ist nach der Krise bekanntlich vor der Krise; man sollte aus schmerzlichen Erfahrungen Lehren ziehen. Aber in diesem Fall tun dies Bundesrat und Banken in unzureichendem Masse – zum Schaden der Schweiz. Daher sind wir dazu verurteilt, in späteren Krisen Ähnliches zu erleben. Dieses Buch soll Anleitung geben, wie Derartiges abläuft und Hinweise, wie man damit in Zukunft umgehen soll.


Das vorliegende Thema wurde schon vielerorts von Schweizern und Ausländern behandelt.1 Im Gegensatz zu anderen Autoren, die über diese Auseinandersetzung geschrieben haben, hatte ich das Privileg, 30 Monate lang mitten im Geschehen gestanden zu haben. Da uns in der Task Force von Anfang an die Bedeutung unserer Tätigkeit klar war, haben wir nicht nur Wichtiges dokumentiert, sondern über praktisch jedes Gespräch, jeden Telefonanruf, jede zufällige oder geplante Begegnung, jeden Gedankenaustausch, jeden Meinungsunterschied, viele Umstände, die normalerweise keine Spuren in den Archiven hinterlassen, eine schriftliche Notiz verfasst. Dazu motiviert wurden wir insbesondere durch den Umstand, dass wir schon gleich nach Beginn meiner Tätigkeit im Oktober 1996 feststellen mussten, dass einige Gesprächspartner mitunter dazu neigen, vertrauliche Gespräche bei Bedarf öffentlich verzerrt oder gar falsch wiederzugeben. Daher hatte ich bei fast allen Gesprächen immer einen «Zeugen» dabei. So ist die Tätigkeit der Task Force wohl besser dokumentiert als das meiste staatliche Handeln. Ich muss mich nicht wie andere Autoren auf allgemein zugängliche Quellen oder subjektive Interviews stützen. Vielmehr kann ich das Denken und Handeln der damaligen Akteure mit unzähligen Gesprächsnotizen, Berichten, Telexen, Konzepten, Gedankenspielen untermauern, die meist von einem Kollegen oder mir erstellt wurden und die anderen Autoren noch nicht zugänglich sind.2 Auf andere Quellen, die bereits öffentlich sind, wie insbesondere Medienberichte, Debatten in Parlamenten, Veröffentlichungen von Historikerkommissionen usw., gehe ich nur ein, um meine Darlegungen zu ergänzen oder zu illustrieren.


Die Mehrheit der Aufzeichnungen der Task Force liegt im Bundesarchiv und wartet auf ihre Bearbeitung und Veröffentlichung. Aus Rücksicht auf die Schutzfrist von 30 Jahren, welche für Bundesakten gilt, veröffentliche ich meine Einschätzung erst kurz vor deren Ablauf. Dies hat zudem den Vorteil, dass ich objektiver und mit mehr Distanz auf jene so zentralen Jahre zurückblicken kann. Natürlich war und bin ich bis heute in dieser Sache Partei. Unsere Aufgabe bestand darin, die Interessen der Eidgenossenschaft zu wahren, nichts weniger, nichts mehr. Zwar bemühe ich mich um Objektivität und stütze mich auf schriftliche Festlegungen aus jener Zeit, aber meine Einschätzung wird wohl subjektiv gefärbt bleiben.


Mein Dank gilt meinem langjährigen Kollegen CLAUDE ALTERMATT, der mir mit Rat und Tat zur Seite stand und das Manuskript gelesen und wo nötig korrigiert hat, sowie SIBYLLE OETIKER, die mich bei der Drucklegung, Fotosuche und Veröffentlichung massgeblich unterstützt hat.


Dieses Buch ist meinen drei Kindern ROMAN, RUBY und JAKE gewidmet. Mit steigendem Interesse verfolgten sie meine Nacht- und Wochenendarbeit, begannen sich für alte Dokumente und vor allem Videos zu interessieren, in denen ein junger Mann, der ihr Vater werden sollte, vor dem US-Kongress und anderen Foren aussagte. Sie begriffen, dass es wichtig ist, im Leben Spuren zu hinterlassen und sich für die Interessen des Vaterlandes einzusetzen.


Vor allem aber ist dieses Buch den Mitgliedern der damaligen «Task Force Schweiz – Zweiter Weltkrieg» gewidmet. Wohl seit dieser Zeit nie mehr, verfügte die Eidgenossenschaft über eine so brillante, intelligente, hingebungsvolle, verschworene Gemeinschaft von Staatsdienern, die vereint für die Schweiz in schwieriger Zeit kämpften. Es ist mir bis heute ein grosses Privileg, dass ich ihr «Primus inter Pares» sein und zusammen mit ihnen und anderen die Interessen und vor allem die Ehre der Schweiz verteidigen durfte.


Thalwil, im Juli 2024





1 Für einen kurzen Überblick vergleiche Thomas Borer, Hanspeter Mock, The Holocaust-Era Assets Debate and Beyond, in: Roth J.K., Maxwell E., Levy, M., Whitworth W. (eds) Remembering for the Future. Palgrave Macmillan, London 2001, Seiten 876 ff.; J. Rossier, «Switzerland, Gold and the Banks: Analysis of a Crisis», Speech at the Harvard Faculty Club, 26 May 1999; H.J. Bär, «Switzerland revisited – a case of managerial incompetence?», Remarks on the occasion of the 1998 Global Forum on Management Education, Chicago, 13 June 1998. Für längere Darstellungen vergleiche (Bower, 1997); (Eizenstat, 2003); (Maissen, 2005); (Weill, 1999).


2 Diese Dokumente werden wie im Original vorliegend wiedergegeben. Allfällige sprachliche Fehler werden nicht korrigiert.









2. Vom Chef Ressourcen zum Krisenmanager


Der 23. Oktober 1996, ein Mittwoch, ist ein schöner Herbsttag. Ich sitze nach dem Mittagessen gut gelaunt in meinem Büro an der Eigerstrasse 73 in Bern mit schönem Blick aufs Bundeshaus und die Berner Alpen. Ich bin vertieft in Analysen zur Reorganisation des EDA (Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten). Seit 1995 bin ich dessen «Chef Ressourcen», zuständig für Personal, Finanzen, Telematik, Logistik, Verwaltungsrecht und die Organisation unseres Departements und des schweizerischen Vertretungsnetzes im Ausland. Ich trage den schönen Titel «Stellvertretender Generalsekretär» und bin im Diplomatenwettlauf bereits auf der Stufe eines Botschafters angelangt. Dies hatte ich Bundesrat FLAVIO COTTI, dem Chef des EDA, zu verdanken.


COTTI, der 1939 in Muralto im Tessin geboren wurde und in Fribourg Jurisprudenz studiert hatte, arbeitet zuerst als Anwalt und Notar in Locarno, wird rasch Grossrat und Staatsrat im Tessin, später Nationalrat, 1984 Präsident der CVP und 1986, im ersten Wahlgang, Bundesrat. Vorerst Chef des EDI (Eidgenössisches Departement des Innern), verwirklicht er am 1. April 1993 seinen Traum: Er übernimmt das EDA und wird Aussenminister. Dabei muss er sich gegen seinen Parteikollegen Justizminister ARNOLD KOLLER durchsetzen, der dieses Amt ebenso anstrebte. Bei der Abstimmung im Gesamtbundesrat ist Bundesrat ADOLF OGIS Stimme zugunsten von COTTI ausschlaggebend. Angeblich hat KOLLER dies seinem «Parteifreund» und ADOLF OGI von der SVP nie verziehen. COTTI wird Bundespräsident in den geschichtsträchtigen Jahren 1991 und 1998, in denen 700 Jahre Eidgenossenschaft bzw. 150 Jahre Bundesstaat gefeiert werden. Beide Jubiläen geben dem vielsprachigen Tessiner ausgiebig Gelegenheit, seine Eloquenz zur Geltung zu bringen, und sie machen ihn auch in weiten Kreisen der Bevölkerung beliebt. Bei Aussenauftritten vermag COTTI einen Charme auszuspielen, der ihm im «Innendienst» meist abgeht. COTTI ist belesen, kultiviert, intelligent, ehrgeizig, sehr diszipliniert. Sein grosses Vorbild ist sein Landsmann GIUSEPPE MOTTA, der ebenfalls der katholischen Volkspartei angehörte und von 1912 bis 1940 Bundesrat und ab 1920 Aussenminister war. In der Ära MOTTA sei «die Schweiz wie die Königin des Friedens und der Eintracht durch den Völkerbund gewandert», sagt COTTI: «Ihr Ansehen im Ausland wuchs enorm. Deshalb, und wahrscheinlich nur deshalb, wurde die Schweiz im Zweiten Weltkrieg respektiert.»


Im persönlichen Umgang ist COTTI janusköpfig. Er kann äusserst charmant und einnehmend sein – vor allem gegenüber Nicht-EDA-Mitarbeitern3. Deshalb kommt er bei seinen Gesprächspartnern im In- und Ausland positiv an und erfährt Wertschätzung. Er wird von der Bundesversammlung jeweils sehr gut wiedergewählt, auch als Bundespräsident und Vizepräsident. Gegenüber seinen Mitarbeitern im EDA kann COTTI aber auch ein unberechenbarer, unbeherrschter und verletzender Vorgesetzter sein. Viele Diplomaten haben Angst vor ihm und halten die Zusammenarbeit mit ihm für unangenehm. COTTI ist äusserst fordernd, ungeduldig, detailbesessen und reizbar. Er hat eine intellektuelle Freude am Finden der Schwachstellen in Papieren von Mitarbeitern. Immerhin muss man COTTI zugestehen, dass er ein Workaholic ist, unerbittlich in seinen Ansprüchen gegen sich selbst und erfolgsorientiert, aber auch nach öffentlicher Anerkennung dürstend. Er fällt Entscheide nicht leichtfertig, wägt gerne ab, diskutiert diese mit seinem Umfeld, schiebt sie manchmal auf die lange Bank, ist übervorsichtig und zögerlich, gerne taktierend. Er hat einen Hang zum Perfektionismus mit der Gefahr, sich in Details zu verlieren. Das ist unangenehm für sein Umfeld, vor allem für jemanden wie mich, der schnelle Entscheide mag. COTTI bleibt aber immer intellektuell offen. Nicht nur erduldet er Widerspruch, sondern er liebt ihn geradezu. Er verachtet Schwäche, mag aber starke Gegenüber. Daher hat er als nächste Mitarbeiter starke und kluge Persönlichkeiten ausgewählt wie Staatssekretär JAKOB KELLENBERGER oder Botschafter FRANZ VON DÄNIKEN. Er bleibt jedoch auch für diese meist distanziert.


Das EDA hatte seine innere Struktur, Arbeitsweise und Hierarchien während Jahrzehnten nicht verändert und ist zu einer stark verkrusteten Verwaltungseinheit geworden, die sich nach lange eingespielten Formen ausrichtet. Als COTTI 1993 in das Departement des Äussern wechselt, erkennt er bald den Reformstau und denkt über eine umfassende Departementsreform nach. Dadurch ist er nicht zuletzt durch die Zeitenwende von 1989, den Fall der Berliner Mauer und das Ende des Kalten Krieges, gezwungen. Denn diese so positive tektonische Verschiebung verändert auch unsere aussenpolitische Situation grundsätzlich und macht eine umfassende Neuausrichtung erforderlich. Inhaltlich vollziehen wir diese Reform 1993 durch den wegweisenden Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er Jahren4. Dieser wird durch Staatssekretär KELLENBERGER initiiert und massgeblich geprägt. Ich darf den neutralitätspolitischen Teil verfassen.


COTTI erkennt, dass im nach 1989 stark veränderten aussenpolitischen Umfeld neue Anforderungen an die Diplomatie und die Diplomaten gestellt werden müssen. Er gibt innovativen Mitarbeitern die Möglichkeit, diese Chancen zu ergreifen und in Zusammenarbeit mit KELLENBERGER die notwendige aussenpolitische Öffnung der Schweiz umzusetzen. Er öffnet die Schweiz gegenüber den Vereinten Nationen – trotz der negativen Volksabstimmung von 1986 über einen Beitritt, gegenüber der Europäischen Union und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), die er 1996 sogar präsidieren kann. Diese bietet dem sprachgewandten Aussenminister die Chance, sowohl nach aussen als auch nach innen die Leistungsfähigkeit und Innovationskraft der schweizerischen Diplomatie in einem multilateralen Umfeld mit Erfolg unter Beweis zu stellen. Mit guten Gründen setzt sich COTTI auch nachdrücklich für eine aktive Menschenrechtspolitik ein. Die Öffnung der Schweizer Aussenpolitik ist COTTIS grosse Leistung.


COTTI sieht es ebenfalls als seine Aufgabe an, der neuen aussenpolitischen Strategie folgend, dem EDA neue Strukturen zu geben. Dabei geht es ihm zusätzlich um Kostensenkung und Effizienz, denn die Eidgenossenschaft hat in den 90er Jahren erhebliche Finanzsorgen. Um diese fundamentale Reform zu gestalten und umzusetzen, holt er unter anderem mich anfangs 1995 aus Washington zurück und befördert mich zur Überraschung aller über viele hierarchische Stufen hinweg auf die Leitungsebene des EDA. Ich werde direkter Dienstherr von 220 Mitarbeitern in der Ressourcenabteilung. Mit grossem Elan und der Rückendeckung von COTTI gelingt es unserem Team, innert kurzer Zeit tiefgreifende Reformen in allen Bereichen umzusetzen oder zumindest in die Wege zu leiten. Diese orientieren sich stark am Vorbild der Privatwirtschaft und an Methoden des «New Public Management». Das EDA läuft noch heute weitgehend in den damals von uns vorgegebenen Strukturen. Vor allem bei den älteren Botschaftern mache ich mir dadurch viele Feinde. Die jüngeren und vor allem die Frauen hingegen begrüssen unseren Reformeifer.


Ich finde seit Anfang unserer Zusammenarbeit im Jahre 1995 einen guten Draht zu COTTI – trotz unserer unterschiedlichen Charaktere. Zwar bin ich in Basel geboren, aber vom Bürgerrecht und von der Herkunft stamme ich aus dem solothurnischen «Schwarzbuebenland», wo ich aufgewachsen bin. Und ich bin stolz darauf. Uns «Schwarzbueben» aus dem Leimental sagt man eine gesunde Härte, Unverfrorenheit und Dickköpfigkeit nach. Wir lassen uns nicht so schnell einschüchtern. Bundesrat OTTO STICH war bestes Beispiel für einen standhaften «Schwarzbueben». Wohl daher behalten COTTI und ich trotz der vielen Stürme und Krisen der nächsten Jahre ein gutes Verhältnis bei. Es wird nie Freundschaft daraus, wir gehen nie ein Bier zusammen trinken, wir duzen uns nicht. Aber wir respektieren und schätzen uns gegenseitig. Man weiss, man kann sich auf den anderen verlassen. Und vor allem zeigt COTTI immer Loyalität – bei Politikern leider eine seltene Eigenschaft.


An diesem denkwürdigen Oktobertag 1996 brüte ich über Reformprojekten. Dann reisst mich ein Anruf aus meinen Gedanken. Es ist die Sekretärin von COTTI, die mir ausrichtet: «Der Departementschef möchte Sie so rasch wie möglich sehen.» Für mich nichts Überraschendes; das geschieht regelmässig. Wir schreiben Notizen und Anträge an den Chef, die er mit uns je nach seiner Verfügbarkeit bespricht. Wenn er zwischendurch Zeit hat, lässt er uns kommen, um diese zu besprechen oder seine Änderungen zu diktieren – dies gerade nach Sitzungen des Gesamtbundesrates, die in aller Regel an einem Mittwoch stattfinden. Ich ergreife eine Mappe mit den anstehenden Pendenzen, setze mich in mein Auto und fahre vors Bundeshaus West, dem Sitz des EDA. Durch den Eingang – damals gab es noch keinerlei Sicherheitskontrollen – schreite ich rechts die schöne Treppe hoch, gelange im ersten Stock am Ende des langen Ganges ins Vorzimmer des Chefs – und sogleich empfängt mich dieser. Er bittet mich, auf der bequemen Sitzgruppe und nicht wie sonst an seinem Schreibtisch Platz zu nehmen.


«Sie wissen», beginnt Bundesrat COTTI mit ernster Stimme, «dass die Schweiz in grossen Schwierigkeiten steckt. Der Bundesrat hat daher heute beschlossen, eine diplomatische Sondermission für die Frage der nachrichtenlosen Vermögen und Nazigelder einzusetzen. Als Chef suchen wir einen strategisch denkenden Mann, der die Nerven behält und schnell entscheiden kann, selbst wenn er von allen Seiten zugleich angegriffen wird. Einen ‹Troubleshooter›, wie die Amerikaner sagen. Er muss gut verhandeln und mit den Medien umgehen können. Es wird eine der schwierigsten Aufgaben, die ein Schweizer Diplomat je hatte. Ich glaube, sie dauert viel länger, als wir jetzt meinen. Einige schlagen vor, dafür einen Pensionär zu bestimmen, wie einen Alt-Bundesrat oder früheren Staatssekretär, einen Alt-Nationalrat wie HELMUT HUBACHER oder einen früheren Notenbanker wie MARKUS LUSSER. Ich glaube nicht, dass diese die ‹Stamina› dafür haben.» Seine Miene bleibt sehr ernst. «Ich hatte schon einige Ihrer erfahrenen Kollegen gefragt, ob sie diese Aufgabe übernehmen wollen.» Mit verächtlichem Ton erklärt er: «Die haben alle aus persönlichen Gründen abgelehnt. Sie haben wohl Angst vor der Herkulesaufgabe. Staatssekretär KELLENBERGER und ich sind überzeugt, dass Sie der richtige Mann für die grosse Herausforderung wären. Sie können führen, sind intelligent, kommunikativ und können schnell entscheiden. Sie haben Courage und keine Angst vor unpopulären Massnahmen. Sie kennen die Amerikaner. Sie wurden mir ebenfalls von LLOYD CUTLER in Washington empfohlen. Er meint, sie hätten das Zeug, in den USA den Karren aus dem Dreck zu ziehen. Sie können zur Integrationsfigur werden, hinter der wir uns scharen können.» Den 1938 geborenen CUTLER kenne ich aus meiner Zeit in Washington. Er ist einer der einflussreichsten Rechtsanwälte der USA, Mitbegründer der bekannten Kanzlei «WILMER, CUTLER, PICKERING», Rechtsberater des Weissen Hauses unter Präsident CARTER und CLINTON. CUTLER geniesst höchsten Respekt bei Demokraten und Republikanern. Als das Thema nachrichtenlose Vermögen auf die Tagesordnung kommt, erfasst CUTLER sehr schnell die Brisanz und warnt unsere Botschaft in Washington.5


Ich sitze völlig verblüfft da – damit habe ich wirklich nicht gerechnet. Zwar habe ich ein sehr gutes Verhältnis zu COTTI und KELLENBERGER und arbeite gerne mit ihnen zusammen. Aber gleich die gegenwärtig schwierigste Aufgabe der Schweiz schultern? Ich bin erst 39 Jahre alt, mit beschränkter innen- und aussenpolitischer Erfahrung, gerade vor zwei Jahren über viele Stufen hinweg auf Botschafterniveau befördert worden und nun das. Zwar erstaunt es mich wenig, dass die üblichen Verdächtigen im EDA dankend abgewunken haben. Viele Diplomaten denken zuerst an ihre eigene Karriere und haben keine Lust auf einen Schleudersitz bei einem derartigen Krisenmandat. Sie fürchten, das Stigma eines Versagers zu erhalten und von allen geächtet auf einen Posten am Ende der Welt abgeschoben zu werden. Ein vorsichtiger Diplomat lehnt da lieber unter Ausreden ab.


COTTI scheint meine Gedanken zu lesen: «Sie müssen sich nicht jetzt entscheiden. Ich gebe Ihnen drei Tage Bedenkzeit. Der Bundesrat will in einer Woche die Ernennung vornehmen. Überlegen Sie sich das Angebot gut. Machen Sie sich ein Bild von der schwierigen Lage. Sprechen Sie mit einigen einflussreichen Leuten», empfiehlt mir der alte Fuchs. «Ich danke Ihnen für das Vertrauen, das Sie in mich haben. Ich werde intensiv darüber nachdenken und mich beraten lassen», entgegne ich. Er nickt lächelnd. «Ich kann Ihnen die Unterstützung des Gesamtbundesrates zusichern. Ihr Team können Sie in eigener Verantwortung zusammenstellen. Sie sagen mir, was Sie brauchen – ich werde es anordnen. Nehmen Sie die besten Leute! Ich unterschreibe jeden Versetzungsbescheid. Sie werden den Titel ‹Ambassador at Large› bekommen, damit Sie die Schweiz adäquat vertreten können.» Ich lächle: «Das wird meine Beliebtheit unter den alten Krokodilen im EDA nicht gerade befördern.» COTTI macht eine unwirsche Handbewegung. Er hält nichts von den überkommenen Hierarchien. Für ihn zählt die Leistung, die einer erbringt und die Frage, ob ein Titel bei der Ausübung des Amtes hilft. Im vorliegenden Fall braucht der Chef Krisenstab wohl den Titel eines «Ambassador at Large», also eines Sonderbotschafters. So ein Diplomat mit dem höchsten Rang versehen, wird bestimmt, sein Land und seine Bevölkerung international auf oberster Ebene zu vertreten. Er ist im Gegensatz zu einem residierenden Botschafter, der in der Regel auf ein Land beschränkt ist, damit betraut, in mehreren Ländern oder weltweit agieren zu können.


COTTI entlässt mich mit einem väterlichen Schulterklopfen. Ziemlich entgeistert kehre ich in mein Büro zurück und sage alle Termine ab. Die Entstehung der Krise habe ich nur als interessierter und aufmerksamer Beobachter mitverfolgt. Zwar bin ich bis Ende 1994 auf der Schweizer Botschaft in Washington auf Posten – damals war jedoch die Auseinandersetzung noch nicht absehbar. Als Stellvertretender Generalsekretär des EDA hatte ich mit der Krise formell oder materiell nichts zu tun. Ich verfolge diese sozusagen als interessierter Zeitungsleser. Ich rufe meine Eltern an: «Thomas, du musst auf deine innere Stimme hören. Wir unterstützen jeden deiner Entscheide», meint mein Vater. Ich treffe mich noch am selben Tag mit Botschafter FRANZ VON DÄNIKEN, meinem früheren Chef in der Völkerrechtsdirektion. Zusammen mit ihm habe ich nach 1989 die neue Neutralitätspolitik der Schweiz konzipiert und viele verwaltungsinterne Schlachten geführt. Der damals 47-jährige Jurist aus Winterthur ist gewiss einer der brillantesten Köpfe im EDA, überlegt, strategisch denkend, souverän. Er wirkt im ersten Kontakt etwas hölzern, nicht diplomatisch geschliffen wie andere, aber er kennt die Diplomatie nach längeren Aufenthalten in Brüssel und London bestens, ist in Wort und Schrift überlegt, weit über den Horizont vorausdenkend und hat ein starkes Rückgrat. Wie ich ist er Junggeselle, «Workaholic» und ein echter Staatsdiener. Er führt die so wichtige «Politische Abteilung I», in deren Kompetenzbereich insbesondere die bilateralen Beziehungen zu den europäischen Staaten und den USA gehören. Er wird verdienterweise 1999 Staatssekretär werden und damit die Nachfolge von KELLENBERGER antreten.


VON DÄNIKEN gibt mir bereitwillig seine Einschätzung der aktuellen Lage wieder. Diese sei ausser Kontrolle geraten und werde für einige Zeit irrational bleiben. Das Ganze grenze an Hysterie und daher sei die Schweiz und damit der von ihr ernannte Krisenmanager kurzfristig in einer «No-win-Situation». «Dessen musst du dir bewusst sein. Kurzfristig gibt es keine Lorbeeren zu gewinnen! Es wird mindestens sechs Monate gehen, bis die von der Schweiz ergriffenen Massnahmen, insbesondere die Einsetzung einer Kommission von Historikern, zu einer Beruhigung der Lage führen wird. Die Aufgabe des Krisenmanagers wird es sein, mittel- und langfristig Vertrauen aufzubauen und vor allem mit den moderaten jüdischen Kreisen in den USA und in Grossbritannien eine nachhaltige Lösung der Situation zu diskutieren und zu verhandeln.» Man müsse dabei klarmachen, wie die Geschichte der Schweiz im Zweiten Weltkrieg war und dass es für Fehler und Versagen keine Kollektivschuld gibt. «Aber mach dir keine Illusionen. Kurzfristig kann die Wahrnehmung in der Weltöffentlichkeit nicht verändert werden.» Überdies würden die teilweise unfairen Angriffe in der Schweiz antijüdische Reflexe wecken, was die Lösung weiter erschweren werde. VON DÄNIKEN gibt auch zu bedenken, dass ich für viele, auch für ihn und vor allem junge Diplomaten, der Garant für die Weiterführung der so wichtigen EDA-Reformen bin. «Wenn du das GS-Ressourcen verlässt, werden viele glauben, die Reformübung sei abgebrochen. Mit BORER gehen unsere Hoffnungen! Du gibst auf, wofür du während zweier Jahre hart gekämpft hast. Das gilt es abzuwägen.» VON DÄNIKEN schliesst: «Ich glaube jedoch, dass du der Aufgabe als Krisenmanager gewachsen wärst. Du hast beste Kenntnisse des diplomatischen Handwerkzeugs, bist stressresistent, hast ein gutes Auftreten, kannst führen und lässt dich von Rückschlägen oder Intrigen nicht aus dem Konzept bringen. Aber überlege es dir gut. Du begibst dich in eine Schlangengrube. Du kannst mit dieser Aufgabe untergehen. Aber wenn du ja sagst, hast du meine volle Unterstützung!»


Als Nächstes spreche ich mit Staatssekretär KELLENBERGER, nach COTTI die Nummer zwei im EDA. Auch zu ihm habe ich ein über Jahre gewachsenes gutes Verhältnis; manchmal spielen wir sogar über Mittag Tennis im «Dählhölzli». KELLENBERGER, vom Äussern her ein knorriger Appenzeller wie aus dem Bilderbuch, mit langem Bart und Denkerstirn, oft Pfeife rauchend, ist 1944 in Heiden geboren. Er studiert in Zürich und Granada Linguistik, wird nach seinem Eintritt ins EDA im Jahre 1974 sehr rasch zu einem Spezialisten der damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und führt insbesondere das Integrationsbüro, das für unsere Beziehungen zur Europäischen Union zentral ist. Bundesrat RENÉ FELBER macht ihn 1992 zum Staatssekretär – und übergeht dabei viele ältere Kollegen, die sich Hoffnung auf den Posten gemacht hatten. COTTI hält an ihm fest und macht ihn im Zuge der Departementsreform zu seinem Stellvertreter nach innen – zu seinem Alter Ego. Seitdem geht alles Wichtige über KELLENBERGERS Pult, auch die Personalplanung auf strategischer Ebene. Unter ihm erlebt das EDA in vielerlei Hinsicht eine Blütezeit. Vor allem ist es ihm und COTTI zu verdanken, dass sich die neuen aussenpolitischen Ideen im EDA durchsetzen können.


KELLENBERGER ist in vielen Bereichen ein grosses Vorbild für jeden Diplomaten – auch für mich. Die Zusammenarbeit mit ihm ist äusserst angenehm. Er ist intelligent, gebildet, immer bestens vorbereitet, hört zu, geht auf andere Meinungen ein, gibt gute Ratschläge, lässt einem erhebliche Freiheiten, ist stets freundlich und zugänglich – obwohl er eine unglaublich hohe Arbeitsbelastung schultert. Er ist ohne Attitüden und Phrasen, ohne jegliche Eitelkeit, im EDA intern ein gewisser Ausgleich zu COTTI. In den Sachdossiers wirkt KELLENBERGER auf den ersten Blick nicht brillant – etwa im Gegensatz zu seinem Gegenüber im Aussenwirtschaftsdepartement, FRANZ BLANKART. Manchmal erscheint der Appenzeller sogar etwas merkwürdig und knorrig, aber man stellt schnell fest, dass er jeden Sachverhalt bis in den letzten Winkel durchdenkt, unglaublich präzise abwägt – daher gelingt es ihm in den schwierigen Verhandlungen mit der EU, sehr gute Ergebnisse für unser Land zu erzielen. Er ist seinen Gegenübern aus Brüssel in den Verhandlungen schlichtweg überlegen.


KELLENBERGER ist 1996 und die folgende Zeit stark mit den laufenden bilateralen Verhandlungen mit der EU beschäftigt, die nach dem Nein der Schweiz zum EWR (Europäischen Wirtschaftsraum) von 1992 begonnen haben. Er hat kaum Erfahrung im Umgang mit den USA, da er nie einen aussereuropäischen Posten innehatte. In gewisser Hinsicht sind ihm die dortigen Verhältnisse, die laute, hemdsärmelige Umgangsweise und viele der Protagonisten zuwider. Deshalb kümmert er sich 1996 kaum um die entstehende Kontroverse und sieht die sich daraus entwickelnden Gefahren für die Schweiz nicht voraus. In unserem kurzen Gespräch erklärt er fast entschuldigend, dass er mit den Verhandlungen mit der EU über die bilateralen Verträge alle Hände voll zu tun habe und äusserst froh wäre, wenn ein dynamischer Diplomat wie ich diese Aufgabe übernehmen würde. «Aber sichern Sie sich gegenüber Bundesrat COTTI ab. Lassen Sie sich die jetzt von ihm gemachten Versprechungen schriftlich geben, sonst laufen Sie später oder bei einem Scheitern Gefahr, nichts in der Hand zu haben. Ich stehe Ihnen immer mit Rat zur Seite und Sie bekommen von mir auch die besten Leute zur Unterstützung. Aber überlegen Sie sich die Sache gut. Sie lassen sich auf die gefährlichste Mission ein. Sie können in diesem Schlamassel leicht verheizt werden.»


Abends und morgens nach einer schlaflosen Nacht rufe ich einige Freunde ausserhalb des EDA an. Die meisten raten mir ab. «Die Situation ist hoffnungslos, das Haus schon fast ganz abgebrannt, die brauchen einen Sündenbock – und du wirst den spielen. Du hast die Amerikaner gegen dich, die Juden sowieso, und die Schweizer vermutlich ebenfalls. Den Bankiers kannst du kaum trauen. Das ist ein Himmelfahrtskommando. Du wirst zwischen all den mächtigen Interessen von Banken, Politik, Medien und USA zermalmt werden. Wieso muss das überhaupt ein EDA-Beamter machen? Den Schlamassel haben die Bankiers und die SNB (Schweizerische Nationalbank) angerichtet. Die sollen den Krisenmanager stellen. Deine lieben Diplomatenkollegen lachen sich ins Fäustchen und werden alle Möglichkeiten nutzen, dir ein Bein zu stellen. Die lassen dich ins Messer laufen. Du hast die beste Karriere aller Zeiten gemacht. Noch zwei Jahre Chef Ressourcen und du kannst dir einen wunderschönen Botschafterposten im Ausland aussuchen. Das machst du dir alles kaputt. Und dafür wirst du nicht mal besser bezahlt. All die anderen Botschafter, die den Job abgelehnt haben, wussten wieso. Die sind nicht blöd. Mach diesen Fehler nicht!»


Nachmittags führe ich ein Telefongespräch mit meinen guten Freunden MARC COHEN und STEPHAN BECKER, beides Anwälte in Washington. Wir arbeiten während meiner Zeit auf der dortigen Botschaft eng zusammen und sind bis heute gute Freunde. Ich habe sie zuletzt im August 1996 während eines Aufenthaltes in Washington getroffen und mit ihnen auch die Frage der nachrichtenlosen Konten intensiv diskutiert. Sie geben mir erneut eine vertiefte Analyse über die verfahrene Lage in den USA. Sie sind seit Anfang 1996 mit dem Fall bestens vertraut und haben die Schweizer Banken von Anfang an gewarnt – leider erfolglos. COHEN, der für LLOYD CUTLER arbeitet und somit Vertrauensanwalt der Bankiervereinigung ist, meint zum Schluss: «Übernimm die Aufgabe. Es braucht endlich einen Schweizer, der die USA versteht und Ordnung ins System bringt. Sonst endet dies in einem Riesendesaster für die Schweiz.» BECKER anderseits warnt: «In any event, it sounds like you will be facing an enormous and perhaps thankless task.» Er sollte recht behalten.


Am Donnerstag führe ich ebenso ein längeres Gespräch mit Staatssekretär BLANKART in seinem mit eigenen Möbeln gediegen eingerichteten Büro im Bundeshaus Ost. Er ist Vorsteher des Bundesamts für Aussenwirtschaft, dem heutigen Staatssekretariat für Wirtschaft im EVD (Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement, dem heutigen Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung). Er ist ein Basler Diplomat und Gentleman der alten Schule, hoch intelligent, vielsprachig, voller Sachwissen, ein Meister des Verhandelns. Wer mit ihm länger spricht, ist früher oder später mit der eigenen Mittelmässigkeit und Beschränktheit konfrontiert. Als «summa cum laude» promovierter Philosoph – er studierte bei KARL JASPERS an der Universität Basel – als Ballett-Tänzer in jungen Jahren, als kultivierter Schöngeist, als Oberst der Kavallerie, der gegen deren Abschaffung Unterschriften gesammelt hatte, und als Schlossherr am Rande Berns lebt er in einer anderen Welt als der gewöhnliche Beamte oder Bundesrat. Er ist der Letzte seiner Spezies, welcher noch dem früheren Glanz der alten Diplomatie frönt und diesen repräsentiert. Er ist weltweit in Wirtschaft und Politik bestens vernetzt. Gern präsentiert er sich als «Diener des Staates» ohne Anspruch auf Macht. Jedes Treffen mit ihm ist eine Audienz, bei dem er dem Gegenüber aus seinem breiten Wissen ein Zitat einer Berühmtheit oder einen Geschichtsbezug mit auf den Weg gibt. Es war für mich ein Privileg, als junger Diplomat das Handwerkszeug bei brillanten Persönlichkeiten wie KELLENBERGER und BLANKART lernen zu dürfen! In der Auseinandersetzung Schweiz – Zweiter Weltkrieg bleibt BLANKART im Hintergrund. Er ist aber ein verlässlicher Kollege, der mir immer für vertiefte Strategiediskussionen zur Verfügung stehen und wohlwollend sein Netzwerk öffnen wird.


BLANKART führt zu meiner aktuellen Frage mit seiner leisen Stimme in perfektem «Baseldytsch» aus: «Lieber Thomas, wenn ich zurückblicke, so wird mir eines klar. Sehr begabte Beamte, die zudem Erfolg haben, verdanken diesen auch einer stets gleichen Taktik, nämlich sich rechtzeitig von einem nicht erfolgversprechenden Dossier fernzuhalten oder zurückzuziehen. Dies hat ein Kollege einige Wochen vor der UNO-Abstimmung, zwei andere haben es einige Wochen vor der EWR-Abstimmung getan. Interessant ist auch, wer sich von Anfang an im EDA aus der Holocaust-Affäre herausgehalten hat. Und alle strategischen Zielsetzer werden verschwunden sein, wenn es strategische Zielumsetzer braucht. So geht man als Visionär in die Geschichte ein. Jene, die bis zum bitteren Ende durchhalten, werden, jedenfalls auf Beamtenebene, zu ‹Buhmännern und zu Losern›, selbst wenn sie in der Sache reüssiert haben. Opportunismus macht sich bezahlt.»6 Dies müsse ich wissen und dürfe nicht überrascht sein. Ich müsse laufend mit Neid, Missgunst und Heckenschützen aus den eigenen Reihen rechnen, von unten, von der Seite und vor allem von oben. Aber eines sei klar: «Die Schweizer brauchen und wollen eine Integrationsfigur, hinter der wir uns scharen und möglicherweise wieder etwas Selbstachtung finden können». Aber die Regierungsmitglieder wollen sicherlich keinen «achten» Bundesrat. Sie suchen eher einen Krisenmanager, der für sie als «Blitzableiter» wirken soll; für die guten Nachrichten und Aktionen wollen weiterhin sie zuständig bleiben. Er sieht weise voraus: «Auch Bundesräte werden dich im Regen stehen lassen, wenn es ihnen persönlich nützt, auch wenn sie dich jetzt auf dem Knie bitten, die Aufgabe anzutreten.» Doch nach all den Warnungen schliesst er: «Aber du wärst der richtige Mann für diese schwierige Aufgabe! Du wärst eine Integrationsfigur. Auf meine umfassende Unterstützung wirst du dich immer verlassen können. Aber erwarte keine Lorbeeren und keinen Dank des Vaterlandes!»


Schliesslich ruft mich am späten Nachmittag Nationalrat ERNST MÜHLEMANN über sein Autotelefon zurück. Er ist mir in den letzten Jahren ein guter Freund und Ratgeber geworden. Er ist ein «animal politique», nie um eine Anekdote oder ein Bonmot verlegen, vielgereist, ein Politiker aus der Thurgauer Provinz, aber mit weltgewandtem Zuschnitt und Auftritt, ein brillanter Rhetoriker, immer ohne Manuskript freiredend, Bankdirektor bei der UBS und Brigadier im Militär. In den Medien wird er als «Schweizer Schattenaussenminister» tituliert, weil er sich als einer der wenigen eidgenössischen Parlamentarier aktiv für aussenpolitische Belange einsetzt – damals eine Ausnahme. Ich bin auf ein längeres Telefonat vorbereitet, erläutere die Ausgangssituation und will mit ihm meine mittlerweile erarbeitete, lange Liste von «Pros und Cons» diskutieren. Aber der Nationalrat ruft mir trocken, im Ton des Generals, über die Leitung zu: «Lieber Thomas, deine Vorfahren waren stolze Bauern und treue Soldaten. Du bist Schweizer Offizier und Staatsdiener. Für Leute wie uns gilt: Wenn das Vaterland in Not ist und ruft, dann eilt man zu Hilfe! Dann fragt man nicht, ob das für die eigene Karriere gut ist! – Ich wünsche dir noch einen schönen Abend. Auf Wiederhören.» Es knackt in der Leitung. Ich sitze verblüfft auf meinem Bürostuhl. Aber MÜHLEMANN hat Klarheit gebracht: Ich liebe die Schweiz, ich diene der Schweiz gerne, sie braucht einen Krisenmanager; man meint, ich sei der Richtige. Mein Entscheid ist gefallen!


Ich teile ihn Bundesrat COTTI umgehend telefonisch mit. Er warnt: «Wollen Sie nicht noch ein oder zwei Nächte drüber schlafen? La nuit porte conseil.» «Nein, wir verlieren nur weitere, kostbare Zeit. Ich beginne lieber meine Sofortmassnahmen und arbeite den Bundesratsbeschluss zur Einsetzung einer Task Force aus. Ich will auch keine finanzielle Abgeltung. Ich will einfach mein eigenes Team zusammenstellen können und zähle auf Ihr Wort.» Im Gegensatz zu KELLENBERGER halte ich schriftliche Zusicherungen nicht für nötig. COTTI dankt mir und sichert mir erneut seinen Beistand zu. Er kündigt an, dass er mich morgen an einem kurzen Auftritt den Medien vorstellen will. Er will Führungsstärke zeigen.


Damit stürze ich mich in die Auseinandersetzung «Schweiz – Zweiter Weltkrieg». Ich habe die Last und das Privileg, die grösste aussenpolitische Krise der Schweiz seit 1945 als zentraler Akteur mitzuerleben. Im Oktober 1996 weiss ich noch nicht, was auf mich zukommt. Mein jugendlicher Enthusiasmus lässt mich hoffen, die Krise innert weniger Monate lösen zu können. Einige Monate später schreibt die Journalistin ARIANE DAYER zutreffend: «Il fallait quelqu’un d’assez fou pour monter sur le bateau mais d’assez malin pour ne pas l’emmener en trop haute mer.»7 Sie hat wohl recht: Ich war ziemlich verrückt, die Aufgabe zu übernehmen. An COTTI schreibe ich: «Es war mir von Anfang an klar, dass die vorliegende Problematik eine äusserst grosse und prioritäre Herausforderung darstellt. Daher war ich auch schnell bereit, unter Hintansetzung meiner persönlichen Wünsche diese Aufgabe zu übernehmen. Ich habe dies insbesondere aus tiefer Loyalität zur Schweiz und zu Ihnen gemacht.»8


Am 25. Oktober 1996 treten Bundesrat COTTI und ich vor dem Bundesratszimmer im Bundeshaus West, erster Stock, vor einige Journalisten. COTTI kündigt meine Ernennung an. Er erläutert noch einmal den Bundesratsbeschluss vom vergangenen Mittwoch, mit dem die Strukturen der Verwaltung verstärkt werden sollen. Der Krisenstab soll ein rasches und koordiniertes Handeln der Bundesbehörden in allen Fragen im komplexen Bereich der aufgrund der Naziherrschaft in die Schweiz gelangten Vermögen sicherstellen. Der Stab wird eine enge Zusammenarbeit mit den anderen Departementen, den schweizerischen Vertretungen im Ausland sowie mit der Schweizerischen Nationalbank und der Bankiervereinigung sicherstellen. Überdies soll der Krisenstab die Kontakte zu an dieser Frage interessierten Kreisen und Organisationen im In-und Ausland aufnehmen. «Dies ist eine äusserst schwierige und wichtige Aufgabe. THOMAS BORER ist die geeignete Persönlichkeit, um diesen Krisenstab zu leiten.» COTTI muss mich persönlich nicht näher vorstellen, da ich im Rahmen der Umsetzung der Departementsreform schon medial bekannt bin.9 Ich meinerseits danke für das Vertrauen, das mir der Bundesrat schenkt. «Angesichts der grossen Herausforderung gilt es nun als Erstes, ein Team von Diplomaten, Juristen, Historikern und Kommunikationsfachleuten zusammenzustellen und mit diesen ein Konzept zu erarbeiten, wie sich die Schweiz in dieser schwierigen Situation zu verhalten hat.» Es müsse vor allem auch ein Netzwerk geknüpft werden mit den interessierten Kreisen im Inland und im Ausland. Auf die vor allem aus den USA an die Schweiz gerichteten Vorwürfe angesprochen, betone ich, dass es wichtig sei, einige Zeit in den USA gelebt zu haben, um die Zusammenhänge zu verstehen. Ich warne: «Wir müssen aufpassen, dass der Schneeball nicht eine Lawine auslöst, die uns begräbt. Es ist eine der Aufgaben des EDA, unsere Interessen gerade in den USA zu wahren und dies zu verhindern.»10


Am darauffolgenden Mittwoch, dem 30. Oktober 1996 beschliesst der Bundesrat auf Antrag des EDA wie folgt:




«M. Thomas Borer, 1957, de Büsserach/SO, présentement Secrétaire général adjoint (Ressources) du DFAE, est nommé en qualité d’ambassadeur et chef de la ‹Task Force› appelée à se pencher sur les avoirs en déshérence des victimes du régime nazi. Dans l’exercice de cette fonction, M. Borer est autorisé à se prévaloir du titre ad personam d’ambassadeur.


Cette mesure, qui n’a aucune incidence financière, entre immédiatement en vigueur.


Le DFAE est chargé de l’exécution de cette décision.»11





Damit beginnen die grösste Herausforderung und das grösste Abenteuer meines Lebens.
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3 Ich verzichte im Folgenden auf die synchrone Nennung femininer und maskuliner Sprachformen. Selbstverständlich umfassen alle Bezeichnungen stets beide Geschlechter.


4 Bericht des Bundesrates vom 29. November 1993 über die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er Jahren und Anhang: Bericht zur Neutralität. BBl 1994 I 153; 93.098.


5 Vergleiche https://de.wikipedia.org/wiki/Lloyd_Cutler; Neue Zürcher Zeitung vom 18. Juli 1998, Seite 5, F. Müller, Der Insider im Dienste der Outsider, Lloyd Cutler, der Anwalt der Schweizer Banken in den USA.


6 Vergleiche auch den persönlichen Brief vom 23. September 1998 von Staatssekretär Blankart an mich.


7 Vergleiche L’Hebdo vom 23. Januar 1997, Ariane Dayer, God save Thomas.


8 Vergleiche mein Schreiben vom 11. November 1996 an Bundesrat Cotti.


9 Vergleiche zum Beispiel Cash vom 2. August 1996, Seite 37, Sybille Oetliker, Cottis Schlankmacher, Thomas Borer trimmt Diplomaten zu kunden- und wirtschaftsfreundlichen Managern, Bewundert und gefürchtet: Thomas Borer, der Shootingstar im EDA. Ferner SonntagsZeitung vom 27. Oktober 1996, Seite 21, Gisela Blau, Simon Hubacher, Die Schweiz auf der Anklagebank, Vom Schatten der Vergangenheit eingeholt, Herrenlose Vermögen: Bundesrat Cotti setzt eine Task Force zur Schadensbegrenzung ein. «Borer gilt im EDA als starker Mann, der von Cotti nicht zum ersten Mal mit einer heiklen Mission beauftragt wird».


10 Vergleiche Associated Press/AP vom 25. Oktober 1996, Leiter der Task Force «Vermögenswerte Naziopfer» eingesetzt; Basler Zeitung vom 26. Oktober 1996, Seite 11, Damit die Schweiz agieren statt reagieren kann; Neue Zürcher Zeitung vom 26. Oktober 1996, Seite 13, Schatten des Zweiten Weltkriegs, Nachrichtenlose Vermögen – Einsatzstab gebildet.


11 Bundesratsbeschluss vom 30. Oktober 1996.









3. Vom Problem der nachrichtenlosen Konten zur Thematisierung der Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg


Es ist eine Binsenwahrheit: Wer eine adäquate Lösung für einen Konflikt finden will, muss die Elemente der Auseinandersetzung analysieren, den Konfliktverlauf kennen und sich mit möglichen Lösungsansätzen auseinandersetzen. Getreu den in Hunderten von Tagen im Militärdienst eingeübten Grundsätzen einer Lageanalyse stelle ich mir daher die Frage: «De quoi s’agit-t-il?» Worum geht es in dem Konflikt? Was steckt dahinter? Wie ist der Konflikt entstanden? Wer ist direkt oder indirekt am Konflikt beteiligt und welche Meinung haben die Beteiligten? Welche Interessen spielen eine Rolle und welche Ziele wollen die Konfliktparteien erreichen? Wie sind die Machtverhältnisse? Welche Rahmenbedingungen verschärfen oder entschärfen die Lage? Welche Einflussmöglichkeiten und Instrumente stehen zur Verfügung? Und schliesslich daraus folgernd: Welche Lösungsmöglichkeiten stehen offen? Ich versuche, im Eilzugstempo eine Analyse zu machen. Da am Anfang der Auseinandersetzung die Rolle des Finanzplatzes Schweiz vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg und der Umgang der Banken mit nachrichtenlosen Vermögen im Brennpunkt stehen, vertiefe ich mich in die entsprechenden historischen Fakten, die mir nur oberflächlich bekannt sind.12


3.1 Der falsche Umgang mit nachrichtenlosen Vermögen


3.1.1 Finanzplatz und Entstehung von nachrichtenlosen Vermögen


Die Schweizer Banken und Versicherungen wuchsen erst ab 1914 in eine wichtigere internationale Rolle hinein.13 Die Schweiz wurde damals dank ihrer Neutralität und Stabilität sowie der Effizienz bei der Abwicklung finanzieller Transaktionen zum Hort für Fluchtkapital und zu einer Kapitaldrehscheibe, allerdings unter wachsamer Beobachtung durch die Deutschen und Franzosen. Diese Entwicklung verstärkte sich nach dem Ersten Weltkrieg. Die ausländischen Anleger wollten vor allem Sicherheit, welche der Finanzplatz Schweiz weiterhin bot. Zum Finanzplatz gehörten neben den Banken, Vermögensverwaltern und Versicherungsunternehmen auch Finanz- und Holdinggesellschaften sowie Intermediäre wie Anwälte, Treuhänder, Notare, die im Bereich der Vermögensverwaltung und Kontaktvermittlung aktiv sind. Wegen der Weltwirtschaftskrise gerieten auch Schweizer Banken in grosse Schwierigkeiten und einige Institute mussten übernommen oder liquidiert werden. 1939 gab es in der Eidgenossenschaft noch 363 Banken mit einer Bilanzsumme von insgesamt 17,7 Milliarden Franken, wobei die Grossbanken dominierten. Das Wachstum während des Zweiten Weltkriegs war bescheiden. Die UEK (Unabhängige Expertenkommission) schätzt die Summe der verwalteten Vermögen für 1945 auf über 20 Milliarden Franken.14


Der Finanzplatz hatte damals schon hohe innenpolitische Akzeptanz, da er für die Volkswirtschaft eine positive Rolle spielte und einen wichtigen Beitrag zum langfristigen Ausgleich der Zahlungsbilanz leistete. 1934 wurde das erste Bankengesetz beschlossen. Dabei wurde auch das Bankkundengeheimnis eingeführt.15 Es soll eine vertrauliche Bankkundenbeziehung ermöglichen und spionageartige Nachforschungen ausländischer Staaten, damals vor allem von Frankreich und Nazideutschland, über die Vermögensverhältnisse ihrer Staatsangehörigen verhindern. Es ging aber bei der Einführung noch nicht um den Schutz der Vermögen von jüdischen Klienten vor dem Zugriff der Nationalsozialisten, wie das später von Bankiers vereinzelt zu Unrecht ins Feld geführt wurde. Der grosse Zufluss ausländischer Gelder ab 1914 ermöglichte den Banken, erhebliche Engagements in Ländern mit höheren Zinsen einzugehen. Dazu gehörte vor allem auch Deutschland. Für einzelne Banken wie die Basler Handelsbank oder die Eidgenössische Bank betrugen die deutschen Verbindlichkeiten ca. ein Drittel der Bilanzsumme. Ab den 30er Jahren wurde die Geschäftstätigkeit im unsicheren Deutschland mit seiner strengen Devisenbewirtschaftung eine der Hauptsorgen der hiesigen Banken. Stillhalteabkommen ermöglichten es dem NS-Regime, enge geschäftliche Beziehungen mit dem Finanzplatz Schweiz aufrechtzuerhalten, ohne die Kredite zurückzubezahlen. Auch während des Krieges konnten die deutschen Amtsstellen sowie Banken Teile des Zahlungsverkehrs mit dem Ausland über die Schweiz abwickeln und zu Devisen gelangen.


Mit dem Kriegsbeginn im Herbst 1939 geriet die hochgradig aussenhandelsorientierte Schweizer Volkswirtschaft und der Finanzplatz in eine schwierige Lage.16 Die Schweiz war stark mit der Aussenwelt verflochten und konnte nicht mal für eine kurze Zeit autark überleben. Vielmehr war sie als hochindustrialisiertes Land gezwungen, den wirtschaftlichen und finanziellen Austausch mit ihrem wichtigsten Handelspartner fortzusetzen. Für die Banken wurde das Geschäft mit Deutschland zunehmend schwierig. Sie bemühten sich, Investitionen zu repatriieren oder mussten grosse Abschreibungen machen. Gleichzeitig bauten einige das Geschäft mit den USA aus, die zum wichtigsten Anlageplatz für Banken wurden. Dort fanden ihre Kunden die gewünschte wirtschaftliche und politische Sicherheit. 1941 lag die Schweiz mit 1,2 Milliarden Dollar nach Grossbritannien an zweiter Stelle der ausländischen Guthaben in den USA. Banken, die wie die Eidgenössische Bank abhängig von Deutschland blieben, konnten nach dem Krieg allein nicht mehr überleben, flüchteten sich in Fusionen mit anderen Banken oder gingen unter. So bauten die Schweizer Banken ihre deutschen Aktiva von 788 Millionen Franken im Jahre 1935 auf 43 Millionen im Jahre 1945 ab. Gleichzeitig stiegen die Anlagen in den USA von 139 auf 698 Millionen Franken. Bei dieser Kehrtwende der Banken weg von Deutschland spielte weniger ihre Abneigung gegenüber dem NS-Unrechtsregime oder ihre Sympathie für die verfolgten Juden eine Rolle. Vielmehr waren für die Bankiers wirtschaftliches Kalkül, Rentabilität, Sicherheit und Diversifikation die Hauptmotivatoren.


1996 wurden jedoch nicht diese Mentalität oder die Geschäftsbeziehungen mit Nazideutschland vor und während des Krieges oder die Involvierung von einigen Schweizer Banken in die Arisierung zum Anlass der grossen Auseinandersetzung. «Es waren in erster Linie offene vermögensrechtliche Fragen, welche unter dem Stichwort der ‹Nachrichtenlosigkeit› die 1996 erneut aufbrechende Diskussion um die Rolle der Schweiz während des Zweiten Weltkriegs auslösten.»17 Im Zentrum stand zu Beginn die Problematik der sogenannten «nachrichtenlosen Vermögen». Ein Teil der auf Schweizer Banken deponierten Vermögen, sei es auf Konten, Wertschriftendepots, Banksafes oder anderem, blieb nach dem Ende des Krieges «nachrichtenlos», weil die Eigentümer von den Nationalsozialisten ermordet worden waren und sich bei den Banken nicht mehr melden konnten. Ihre Erben und Verwandten waren teilweise auch dem Genozid zum Opfer gefallen, hatten keine Ahnung über die in der Schweiz deponierten Vermögen oder keine ausreichenden Dokumente und Informationen darüber. Diese Problematik war den Schweizer Verantwortungsträgern durchaus bewusst, aber sie reagierten nicht angemessen, obwohl Ereignisse der Jahre 1943 bis 1946, vor allem der Wirtschaftskrieg, die Verhandlungen um Raubgold und die Raubgutgesetzgebung, ausreichend Warnsignale geliefert hatten.


3.1.2 Wirtschaftskrieg, Raubgold, Raubgut und Folgen für die Schweiz


3.1.2.1 «Safehaven»-Politik und «Currie-Verhandlungen»


Die Wahrnehmung der neutralen Schweiz verschlechterte sich bei den Alliierten und vor allem den Amerikanern ab 1943. Vor allem das Ansehen der Neutralität erreichte einen Tiefpunkt. Die USA vergassen offenbar, dass sie zu Beginn des Krieges ebenfalls neutral waren und sich nur widerwillig und nicht aus moralischen Gründen daran ab 1941 beteiligten. Dann wurde der Krieg jedoch für sie zu einer Art «Kreuzzug». Wer dabei nicht mitmachte, galt letztlich als Gegner. Die US-Medien warfen der Schweiz schon damals vor, sie unterstütze in Europa den Todfeind und sei letztlich deutschlandfreundlich eingestellt. Die Eidgenossenschaft geriet ins Visier des britischen und US-amerikanischen Wirtschaftskriegs gegen Nazideutschland. In der Londoner Erklärung vom 5. Januar 1943 behielten sich die Alliierten gegenüber den Neutralen ausdrücklich das Recht vor, jede Übertragung von Eigentum, die Personen in Territorien unter feindlicher Besatzung gehörten, für ungültig zu erklären. Diese explizite Warnung bezog sich nicht nur auf offensichtliche Plünderungen und Raub, sondern auch auf Transaktionen in legaler, «freiwilliger» Form.18 Sie wurde 1944 unmissverständlich wiederholt und ergänzt durch Druckbemühungen, die Schweiz in die sogenannte «Safehaven»19-Politik der Alliierten einzubinden. Damit sollte verhindert werden, dass die Nationalsozialisten grosse Vermögenswerte, auch Kriegsbeute, als Fluchtkapital ins Ausland verschieben konnten. Die Alliierten vermuteten, dass der Schweizer Finanzplatz dafür als Drehscheibe dienen könnte. Diese angelsächsische Wahrnehmung der Schweiz spiegelte sich in vielen Berichten von US-Dienststellen und Spionen jener Zeit. Einige dieser Dokumente werden ab 1996 von unseren Kritikern gezielt veröffentlicht und beeinflussen 1997 den sogenannten EIZENSTAT-Bericht in für uns negativer Weise. Auf jeden Fall stand unser Land 1945 unter Generalverdacht und war aussenpolitisch mehrheitlich isoliert. Zu einem Land wie der siegreichen Sowjetunion bestanden nicht einmal diplomatische Beziehungen.


Die Alliierten entsandten eine Delegation nach Bern zu den sogenannten «CURRIE-Verhandlungen», die vom 12. Februar bis 8. März 1945 dauerten, um die Schweiz in ihre «Safehaven»-Massnahmen einzubinden. Der Bundesrat musste unter hartem Druck die Sperrung der deutschen Guthaben in der Schweiz, den Abbau des Transitverkehrs und des Aussenhandels mit Deutschland und die Einstellung der Goldkäufe beschliessen. Die Regierung fügte sich damit in die wirtschaftliche Kriegführung der Alliierten ein und verletzte die Neutralität. Sie wollte so das «Tor zum Westen» öffnen, erhielt aber trotz Nachgeben kaum Gegenkonzessionen. Zum Beispiel blieben die seit 1941 in den USA eingefrorenen Schweizer Vermögen blockiert, und Schweizer Firmen, welche eng mit dem Dritten Reich kooperiert hatten, blieben auf der Schwarzen Liste.20 An der Pariser Reparationskonferenz von Ende 1945 wurde beschlossen, dass die Vermögen von Opfern des NS-Regimes in neutralen Ländern, die ohne Erben blieben, als Finanzierungsquelle für Reparationszahlungen unter anderem für staatenlose Opfer der Nationalsozialisten verfügbar zu machen sind. Im Oktober 1945 machten jüdische Organisationen, der WJC (World Jewish Congress), die Jewish Agency und die American Jewish Conference, Restitutionsansprüche auf den Nachlass jüdischer Opfer geltend, die keine Erben hatten.


Nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands am 8. Mai 1945 traten die Amerikaner sogar mit Restitutionsforderungen gegenüber der Schweiz auf und verlangten eine Entschädigung für das von den Deutschen gekaufte Raubgold sowie eine Aufhebung des Bankgeheimnisses für alle deutschen Vermögenswerte. Minister WALTER STUCKI meinte dazu, dass die Schweiz wie ein erobertes und okkupiertes Land, eigentlich gleich wie Deutschland, behandelt würde. Man fühlte sich «geächtet». Am 30. Oktober 1945 verlangten die Alliierten sogar, das deutsche Vermögen zu liquidieren und den Alliierten zur Verfügung zu stellen. Die Schweiz bestritt zwar die Rechtmässigkeit des alliierten Anspruchs zunächst vehement, willigte dann jedoch in Verhandlungen ein.


3.1.2.2 Das Abkommen von Washington aus dem Jahr 1946


Für diese Verhandlungen wurde auf Schweizer Seite wiederum Minister21 WALTER STUCKI als Delegationschef bestimmt. Der Berner Fürsprecher STUCKI trat in jungen Jahren ins EVD ein, schloss als Unterhändler 48 Handelsverträge ab und vertrat das Land an internationalen Konferenzen, unter anderem im Völkerbund. 1935 wurde STUCKI mit dem besten Resultat auf der Liste der Berner FDP in den Nationalrat gewählt; zugleich ernannte ihn der Bundesrat zum Delegierten für Handelsverträge. Nach seiner Demission als Nationalrat wurde er von 1938 bis 1944 oberster Schweizer Vertreter in Paris und Vichy. STUCKI war ein äusserst erfahrener, intelligenter, hoch geachteter und sehr harter Verhandlungsführer. Dank seiner Zivilcourage und seines Verhandlungsgeschicks trug er im August 1944 dazu bei, die Zerstörung Vichys durch die Deutschen bzw. Alliierten oder die Résistance zu verhindern. Er kehrte nach Bern zurück und wurde 1945 Chef der Abteilung für Auswärtiges des EDA und der Kommission für schweizerisch-alliierte Verhandlungen. Im August 1945 half er, die Kapitulation Japans zu vermitteln. Als herausragender Kopf wurde er von vielen Berner Politikern gefürchtet, und anderseits verachtete STUCKI diese für ihren Kleinmut. Für junge Diplomaten wie mich ist er eine Legende und zugleich ein Vorbild.22 Im März 1946 reiste nun unter der Leitung von STUCKI eine Delegation zu den wichtigen Verhandlungen nach Washington. Dort ging es vor allem um die Goldtransaktionen der Nationalbank mit Nazideutschland. Die Übergabe der deutschen Vermögenswerte in der Schweiz zur Finanzierung von Reparationszahlungen war sekundäres Thema.23


Unser Land wurde während des Kriegs zum wichtigsten Umschlagplatz für Gold aus dem Machtbereich des Dritten Reichs. Dieses wickelte fast vier Fünftel aller Goldlieferungen über die Schweiz ab. Ab 1940 verschob die Reichsbank zudem erhebliche Mengen Gold für die Devisenbeschaffung über die Schweizer Nationalbank. Dieses Gold hatten sich die Nazis zum Teil rechtmässig angeeignet, zum Teil unrechtmässig in Holland, Belgien und Frankreich, teilweise auch von Privaten gestohlen. «Diese Transaktionen waren aus rechtlichen und politischen Gründen höchst problematisch. Sie stellen denn auch einen der Brennpunkte der Diskussion über die Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg und die Frage der wirtschaftlichen Kollaboration mit dem nationalsozialistischen Deutschland dar.»24 Diese Goldtransaktionen waren schon während des Kriegs Gegenstand von Kontroversen. Die Alliierten protestierten dagegen, weil die Transaktionen ihre kriegswirtschaftlichen Bemühungen untergraben würden und verhinderten, dass Deutschland vom Nachschub von Rohmaterial und kriegswichtigen Gütern abgeschnitten werden konnte. Die Alliierten drohten schon während des Krieges mit einer vollständigen Restitution des von der Schweiz gekauften Goldes nach Kriegsende.


STUCKI machte in Washington geltend, die Goldtransaktionen mit Deutschland seien aus Neutralitätsgründen nötig gewesen. Dieses Argument ist zwar nicht zutreffend; aber das Neutralitätsrecht gestattete der Schweiz diese Goldtransaktionen. Ferner verteidigte sich STUCKI damit, die Verantwortlichen der Nationalbank hätten keinen Grund zur Annahme gehabt, dass das deutsche Gold nicht aus der Vorkriegszeit stammte und somit gestohlen sei. Dieses Argument entsprach nicht der Wirklichkeit. Die USA hatten schon damals Zugang zu Dokumenten, welche den internen heftigen Streit zwischen den SNB-Direktoren und deren umfassendes Wissen wiedergaben. Am zutreffendsten war STUCKIS Argument, die Goldtransaktionen seien zum wirtschaftlichen Überleben der eingekreisten und in vielerlei Hinsicht von Deutschland erpressbaren Schweiz notwendig gewesen. Nach harten Verhandlungen einigte man sich auf eine Zahlung von 250 Millionen Franken durch die Schweiz, wovon die Hälfte von der Nationalbank beigesteuert wurde. Dies war für die damaligen Verhältnisse zwar eine ausserordentlich hohe Summe, die allerdings nur ein Sechstel der gesamten Goldtransaktionen der Schweiz mit Deutschland während des Krieges ausmachte. Die Zahlung wurde vom Bundesrat nicht als Restitutionsleistung, sondern als freiwilliger Beitrag der Schweiz für den Wiederaufbau des kriegszerstörten Europas deklariert. Im Gegenzug verzichteten die Alliierten auf alle Forderungen im Zusammenhang mit den fraglichen Goldtransaktionen während der Kriegsjahre. Überdies erreichte STUCKI die Freigabe blockierter Schweizer Vermögenswerte in den USA sowie die Aufhebung der sogenannten «Schwarzen Listen». 25 Die Freigabe der in den USA blockierten Schweizer Guthaben begann erst 1947 und dauerte bis 1952.26 Damit erreichte STUCKI eine vorteilhafte Lösung, obwohl er das damals nicht so wahrnahm. Ein Mitglied der US-Delegation, MORTON BACH, der mittlerweile 92 Jahre alt ist, erklärt 1997 in einem Interview: «The Swiss were being Swiss. […] They weren’t very easy to negotiate with. They weren’t very forthcoming. They were tough.»27


Bezüglich der Liquidation der in der Schweiz liegenden deutschen Vermögenswerte zugunsten des Restitutionsfonds der Alliierten verpflichteten sich die Schweizer Unterhändler in Washington in einem Briefwechsel zur Beibehaltung der Sperre, die am 16. Februar 1945 vom Bundesrat beschlossen worden war, und zur anschliessenden teilweisen Liquidierung deutscher Vermögenswerte in der Schweiz. Davon betroffen waren rund 470 Millionen Franken, welche sich zu diesem Zeitpunkt in deutschem Eigentum befanden. Ferner verpflichtete sich die Schweiz, auch Vermögen von Holocaustopfern zu identifizieren und den drei westlichen Alliierten für Hilfsmassnahmen zur Verfügung zu stellen. Die Vereinbarung sah dafür allerdings keine konkreten Fristen vor. In der Folge spielte man in diesen Fragen auf Zeit.28


3.1.2.3 Vertrag mit der BRD von 1952


Die aussenpolitischen Spielräume der Eidgenossenschaft wurden mit dem Anwachsen der Gegensätze im Lager der Sieger, dem Beginn des Kalten Krieges und dem Antagonismus West-Ost ab 1947 wieder grösser. Nun war der Westen in politischer, wirtschaftlicher, militärischer Hinsicht an guten Beziehungen mit der Schweiz interessiert. Diese leistete immerhin eine Vorauszahlung auf die der «International Refugee Organisation» zugesprochenen 25 Millionen Dollar vom Liquidationserlös deutscher Vermögen in der Schweiz.


Ganz allgemein dominierte nunmehr die Restitution zwischen Staaten. Es fehlte mehr und mehr das Bewusstsein für die Lage der individuellen Opfer. Bezüglich osteuropäischer Individuen kamen diese Bemühungen sowieso zum Ende, als sich der Eiserne Vorhang senkte und die dortigen kommunistischen Regierungen Privatvermögen enteigneten. Zudem rückten die westlichen Alliierten generell von Reparationszahlungen Deutschlands ab. Man erinnerte sich der Fehler nach dem Ersten Weltkrieg und begann mit einer Aufbaustrategie, die im Marshallplan konkretisiert wurde. 1949 entstand mit der Bundesrepublik Deutschland ein neuer, im Westen akzeptierter Ansprechpartner, mit welchem die Schweiz die Vermögensfragen aus den Kriegsjahren bilateral – ohne die Engländer und Amerikaner – verhandeln konnte. Die Schweiz nutzte diese Chance und löste einen Teil des Washingtoner Abkommens 1952 durch einen Vertrag mit der BRD ab. Demgemäss wurde ein Drittel der deutschen Vermögenswerte in der Schweiz liquidiert, was 125 Millionen Franken einbrachte. Aus diesem Betrag zahlte die Schweiz für die Ablösung der alliierten Ansprüche auf die entsprechenden Guthaben 1953 121,5 Millionen Franken und 1950 weitere 50 Millionen an die Alliierten. Damit waren für die Schweiz die Verpflichtungen aus dem Washingtoner Abkommen endgültig und vollständig erfüllt. Anderseits bezahlte die BRD für die «Clearingmilliarde», welche die Schweiz während des Krieges Nazideutschland als Kredit zur Verfügung gestellt hatte und welche von den meisten Schweizer Gläubigern bereits abgeschrieben worden war. Der Bundesrat erreichte überdies das Ziel, dass die Liquidation deutscher Guthaben nicht ohne Entschädigung der Eigentümer durchgeführt werden durfte. Mehr als vier Fünftel aller deutschen Besitzer von Guthaben unter 10’000 Franken erhielten zwei Drittel des Werts ihres Vermögens zurück. Damit hatte die Schweiz «gegenüber Westdeutschland ein frappantes Beispiel helvetischer Rechtssicherheit geliefert»29. Leider kamen dadurch auch NS-Kollaborateure wieder in den Genuss ihrer Vermögen. Ferner ist möglich, dass sich darunter auch Eigentum befunden hatte, welches sich Deutsche von jüdischen Personen gewaltsam oder sonst wie unrechtmässig angeeignet hatten. Immerhin hatte die Schweiz die Frage der deutschen Vermögenswerte durch diese Abkommen mit dem Einverständnis der Alliierten ein für alle Mal rechtlich geregelt.


3.1.2.4 Raub- und Fluchtgutgesetzgebung von 1945/194630


Bereits während des Krieges brachten die Alliierten die Problematik des von den Nationalsozialisten in besetzten Staaten gestohlenen Eigentums auf. Die Schweiz verpflichtete sich in den CURRIE-Verhandlungen dazu, alles zu unternehmen, damit sie nicht für das Verstecken oder die Hehlerei von Vermögenswerten benutzt werden könnte, die während des Krieges illegal oder unter Zwang entzogen worden waren. Ferner sicherte sie zu, rechtliche Mittel zur Verfügung zu stellen, damit die bestohlenen Eigentümer ihre Vermögenswerte zurückfordern konnten. Unter dem Druck der Alliierten, die bereits 1945 eine Liste mit 77 geraubten Kunstgemälden einreichten, begann die Eidgenossenschaft 1945 eine Gesetzesgrundlage für die Rückgabe von Raubgütern, insbesondere Wertpapieren, Geld, Kunstgegenständen, zu schaffen.31


Dies ging nicht ohne grosse interne Widerstände, gerade auch vonseiten der Schweizerischen Bankiervereinigung, vor sich. Diese führte vor allem Argumente der Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit ins Feld. Der gutgläubige, neue Eigentümer von Raubgütern müsse in der Tradition des Zivilgesetzbuches geschützt werden. Trotzdem beschloss der Bundesrat gestützt auf das Vollmachten-Regime am 10. Dezember 1945 den «Raubgutbeschluss betreffend Klagen auf Rückgabe von in kriegsbesetzten Gebieten weggenommenen Vermögenswerten». Im Februar 1946 wurde die damalige Schweizerische Verrechnungsstelle mit der Nachforschung über Raubgut beauftragt. Die Rückgabepflicht wurde unabhängig vom guten oder bösen Glauben des Erwerbers statuiert. Dieser konnte Regress auf den Vorbesitzer nehmen. Beim Bundesgericht wurde eine «Raubgutkammer» eingerichtet, welche letztinstanzlich über strittige Fälle urteilte.


Allerdings hatte der Beschluss offensichtliche Mängel, die seine Wirksamkeit einschränkten. Der Besitzverlust musste sich zwischen dem 1. September 1939 und dem 8. Mai 1945 in einem kriegsbesetzten Gebiet – also insbesondere nicht Deutschland oder Österreich – ereignet haben. Opfer aus Deutschland, Österreich oder der Tschechoslowakei waren nicht klageberechtigt. Die Beweislast wurde überdies auf die Opfer überwälzt. Die Eidgenossenschaft unternahm nichts, um aus eigener Initiative geraubte Kunstwerke zu suchen, zum Beispiel in Safes der Banken. Leider wurde die Frist zur Klageeinreichung auf zwei Jahre beschränkt und damit wurden die Ansprüche der Opfer des Nationalsozialismus weiter vermindert.32 Insgesamt wurden zwar 800 Klagen wegen Kunstwerken und Wertpapieren eingereicht; der ganze Prozess war jedoch lückenhaft und stark vom Zufall geprägt.


Ähnlich unbefriedigend verlief die Restitution geraubter Wertschriften, die ebenso unter den Raubgutbeschluss fielen. Schweizer Banken verkauften bis 1943 Wertschriften für Nazideutschland, das dieses geraubt hatte und dafür dringend benötigte Devisen erhielt. «Erst nachdem die Alliierten die neutralen Länder im Januar 1943 davor gewarnt hatten, für die Achsenstaaten Raubgut umzusetzen, führten die Börsen und die Bankiervereinigung Massnahmen dagegen ein.»33 Nach dem Krieg hatten auch hier nur die Beraubten, welche dies beweisen konnten, eine Chance auf Rückgabe. Viele ursprüngliche Eigentümer waren ermordet worden, erfuhren nach Ablauf der Zweijahresfrist oder überhaupt nicht von der Rückforderungsmöglichkeit oder konnten die entsprechenden Gebühren nicht bezahlen. Zudem war man auch hier nur berechtigt, wenn die Titel ab Kriegsbeginn in den besetzten Gebieten geraubt oder unter Zwang verkauft worden waren. Die Bundesverwaltung schätzte 1946, dass der Wert der geraubten Wertschriften, die in die Schweiz gelangten, 50 bis 100 Millionen Franken betrug. «Zurückerstattet wurden hingegen bis 1952 weniger als 1 Mio. Franken.»34 Selbst dieses offensichtliche Missverhältnis alarmierte die Verantwortlichen nicht. Die weltpolitische Lage hatte sich verändert.


3.1.3 «Holocaust Era Assets» und die vielen Fehler der Schweiz


3.1.3.1 Verhinderungsstrategie der Banken


Die weltpolitische Entwicklung ab 1947 förderte die Bereitschaft, unangenehme Probleme der jüngsten Vergangenheit, zu denen auch die nachrichtenlosen Vermögen gehörten, nicht weiter aufzuarbeiten. Man ging europaweit zum «business as usual» über. In der Schweiz wirkte sich negativ aus, dass es keine rechtliche Regelung gab, wie Banken mit nachrichtenlosen Vermögen umzugehen haben. Jede Bank konnte mit derartigen Konten verfahren, wie sie wollte. Zum Beispiel waren die Fragen, nach wie viel Jahren Gelder als «nachrichtenlos» zu taxieren sind und was danach mit den Geldern zu geschehen hat, nicht geklärt. Auch war nicht geregelt, wie mit Wertschriften oder Gegenständen wie Gold oder Schmuck zu verfahren ist, die in Tresoren lagen. Diese grossen Mängel und das teils zweifelhafte Verhalten der Banken nach 1945 förderte Verdächtigungen und Spekulationen und sollte uns alle 1996 einholen.


Die Schweizer Banken waren nach dem Krieg kaum an einer aktiven Suche von Konten von Opfern des Nationalsozialismus interessiert.35 Sie sprachen sich ausdrücklich gegen eine Sondergesetzgebung für die Rückgabe von Vermögen von Holocaustopfern aus. Sie führten dabei das Bankgeheimnis ins Feld und argumentierten, die Kunden hätten Geheimhaltung gewünscht und gestützt auf private Verträge und auf ein besonderes Vertrauensverhältnis Gelder in der Schweiz hinterlegt. Die Kunden wollten keinen Kontakt, der nicht von ihnen selbst ausging. «So wandelten sich für die Opfer des Nationalsozialismus und ihre Erben vermeintliche Vorteile des schweizerischen Bankwesens in Nachteile um.»36 Ferner führten die Banken ins Feld, jede Sondergesetzgebung würde das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit und Verlässlichkeit des Finanzplatzes untergraben. Sie kämpften aktiv gegen allgemeine Massnahmen des Bundes, obwohl diese ihnen Entlastung gebracht hätten. So wurde 1947 ein Entwurf der Rechtsabteilung des Eidgenössischen Politischen Departements, des damaligen EDA, der eine Anmeldung von nachrichtenlosen Vermögenswerten vorsah, als Folge des grossen Drucks der Bankiervereinigung sistiert.37 1947 und 1956 führte die Bankiervereinigung zwar Umfragen zu nachrichtenlosen Vermögenswerten durch und reagierte damit auf den geplanten Meldebeschluss. Allerdings förderten diese Umfragen lediglich kleine Summen zutage, da die Banken nur zurückhaltend Vermögen meldeten. Das Unrechtsempfinden auf Bankenseite war sehr gering. Die Forderungen des SIG (Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund) nach einem Meldebeschluss für erblose Vermögen wurde als «eigentlicher Beutezug auf in der Schweiz liegende Vermögenswerte» eingestuft.38 Der Generaldirektor der Bankgesellschaft, ADOLF JANN, betrachtete es 1950 als die beste Lösung, wenn man von der ganzen Angelegenheit überhaupt nicht mehr reden würde. Dieses Verhalten der Banken gab damals wenig Anlass zu öffentlicher Kritik. Selbst Historiker forschten nicht über die Frage, wie und in welchem Umfang Holocaustopfer Vermögenswerte vor der Katastrophe in die Schweiz gebracht hatten und was damit geschah, wenn diese nicht von Erben gesucht wurden.39


Das Versäumnis in der Nachkriegszeit, die rechtmässigen Inhaber nachrichtenloser Vermögenswerte zu ermitteln oder diesen bei der Suche zu helfen, wird ab 1996 zu einer zentralen, immer wiederholten Kritik der jüdischen Organisationen und der Medien. Es war einsichtig, dass Holocaustopfer, Verwandte und Nachfahren, die in der Schweiz nach verschollenen Vermögenswerten suchten, wegen der Kriegsereignisse die üblichen Dokumente nicht besassen, um ihre Ansprüche zu belegen. Dass trotzdem manche Banken auf der Vorlage eines Totenscheins bei Opfern des Holocaust bestanden, ist aus heutiger Sicht wenig verständlich. Dieser Vorgang wird auch während der kommenden Auseinandersetzung ab 1996 immer wieder moniert, um die Hartherzigkeit der Schweizer Bankiers zu beweisen. Es hilft diesen keinen Deut, dass Bankiers sich in anderen Staaten, darunter den USA und Grossbritannien, genau gleich verhalten und sich trotz der ausserordentlichen Umstände des Holocaust lieber am Buchstaben des Gesetzes orientiert hatten. Die Schweizer Banken machen überdies den Fehler, Ansprecher nicht einmal darüber zu informieren, dass entsprechende Vermögenswerte einst bei ihnen lagen, aber später ausbezahlt wurden, zum Beispiel gestützt auf – manchmal von den Nazis erzwungenen – Instruktionen der Kunden. Selbst diese Mitteilung wurde von den Bankiers als Verletzung des Bankgeheimnisses eingeschätzt. Manche Bankiers befürchteten ausserdem Schadenersatzklagen und Doppelzahlungen, weil Informationen über die Auslieferung von Vermögenswerten an deutsche Banken und Behörden für Gerichtsklagen der übergangenen Holocaustüberlebenden ausgenutzt werden könnten und die Geldhäuser in der Folge zu einer zweiten Auszahlung verurteilt würden. Entsprechende US-Gerichtsurteile hatten Derartiges bereits verfügt. Die Angst der Schweizer Banken war wenig begründet, denn die früheren Eigentümer wollten in erster Linie Wiedergutmachung nicht von der Bank, sondern vom deutschen Staat verlangen. Andere Banken beriefen sich auf die nur zehnjährige Aktenaufbewahrungspflicht und gaben an, keine Dokumente mehr zu haben. Ausserdem verlangten einige für die Recherche hohe Suchgebühren, die von anfangs 25 bis zu 750 Franken in den 80er Jahren anstiegen.


Im Gegensatz zu diesem vorherrschenden Verhalten unternahmen einige Kantonal- und Privatbanken von sich aus erfolgreiche Versuche, mit Kunden im Ausland wieder Kontakt aufzunehmen. Allerdings wurde die Suche von Berechtigten aus Ost- und Mitteleuropa nach dem Niedergang des Eisernen Vorhangs zusätzlich erschwert, denn die Inhaber mussten mit Beschlagnahme und anderen Schwierigkeiten rechnen. Diese Aufzählung zeigt, dass die Banken kein gemeinsames Vorgehen für den Umgang mit nachrichtenlosen Werten etablierten. Es gab sogar innerhalb eines Unternehmens Unterschiede von Filiale zu Filiale. Hauptfehler war vor allem die Opposition der Bankiers gegenüber staatlichen Massnahmen, wie zum Beispiel einem Meldebeschluss, der hätte Abhilfe schaffen können. Dabei mögen sich die Schweizer Banken juristisch korrekt verhalten haben, und sie hatten wohl auch keine Bereicherungsabsicht. Aber ihr Verhalten war angesichts der in Europa geschehenen Verbrechen und der schrecklichen Tragödie des Holocaust völlig unzureichend. Der Anstieg von nachrichtenlosen Vermögenswerten nach 1945 hätte den Banken verdeutlichen müssen, dass vor allem jüdische Kontoinhaber im Holocaust ermordet worden waren und sie hätten entsprechend handeln, insbesondere eine umfassende Nachforschung nach Berechtigten und einen Verzicht auf Vorlage von Dokumentation beschliessen müssen. All diese Versäumnisse sollten die Nachfolgegeneration der Bankiers einholen.


3.1.3.2 Der Meldebeschluss von 1962


Wegen der Versäumnisse nach dem Zweiten Weltkrieg blieb die Problematik offen. 1957 reichte Nationalrat HARALD HUBER (SP/SG) eine Motion ein, die eine umfassende Sammlung der erblosen Vermögen und einen Fonds für humanitäre Zwecke forderte.40 Wie 1995/1996 erneut, war schon damals ein Parlamentarier am Ursprung der massgeblichen Gesetzgebung. HUBER fand Verständnis beim katholisch-konservativen Bundesrat LUDWIG VON MOO S . Dieser stand im Austausch mit NAHUM GOLDMANN, dem Präsidenten des WJC.


«NAHUM GOLDMANN, Präsident des Jüdischen Weltkongresses, schreibt schliesslich im Februar 1962 aus dem Suvretta House in St. Moritz an Justizminister LUDWIG VON MOO S ‹in der Angelegenheit der erblosen jüdischen Guthaben in der Schweiz, über die ich vor mehreren Monaten das Vergnügen hatte, mich mit Ihnen zu unterhalten›. Er hoffe sehr, ‹dass die endgültige Fertigstellung des Gesetzesentwurfes sich nicht allzu lange verzögern wird›. Denn ‹wie Sie sich denken können, sind die interessierten jüdischen Organisationen im Ausland ein wenig ungeduldig, nachdem sich die Regelung der Angelegenheit ja schon über 15 Jahre hinzieht […]. Ich weiss, welches Verständnis Sie dieser delikaten Materie entgegenbringen, und zähle sehr auf Ihre Mithilfe, das Ganze schnellstens und bestens zu bereinigen.»41


Am 4. Mai 1962 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament die entsprechende Botschaft und hob ausdrücklich hervor, dass die Banken und Versicherungen sich gegen gesetzliche Massnahmen aussprechen, weil die nachrichtenlosen Vermögenswerte in der Schweiz zu unbedeutend seien. Auf der anderen Seite seien die jüdischen Organisationen überzeugt, dass diese Werte mehrere Millionen Franken umfassen würden. Der Bundesrat gestand erstmals ein, dass entgegen den Behauptungen «gewisser befragter Kreise» das geltende Recht nicht ausreiche, um die Problematik der nachrichtenlosen Vermögen zu regeln. Daher sei eine Meldepflicht und eine teilweise Ausserkraftsetzung des Bank- und des Berufsgeheimnisses einzuführen. Damit wollte der Bundesrat den Verdacht entkräften, die Schweiz habe «sich an den Vermögen der Opfer verabscheuungswürdiger Ereignisse bereichern» wollen.42 Sowohl Bundesrat von MOO S als auch Nationalrat HUBER betonten in den Debatten im Parlament, es handle sich dabei nicht um «Wiedergutmachung». Die Schweiz habe weder gegenüber den Opfern nationalsozialistischer Verfolgung noch gegenüber jüdischen oder anderen Organisationen und schon gar nicht gegenüber dem Staat Israel etwas «wiedergutzumachen». Restitutionsforderungen hätten sich an Deutschland zu richten.43


Der «Bundesbeschluss über die in der Schweiz befindlichen Vermögen rassisch, religiös oder politisch verfolgter Ausländer oder Staatenloser» (der sogenannte Meldebeschluss) wurde am 20. Dezember 1962 von National- und Ständerat einstimmig genehmigt. Daraufhin verabschiedete der Bundesrat in der Folge die Vollzugsverordnung und setzte den auf zehn Jahre befristeten Beschluss im September 1963 in Kraft.44 Damit verabschiedete die Schweiz endlich ein Sondergesetz für den Sonderfall der Vermögenswerte von Verfolgten.45 Der Bundesbeschluss ordnete ein Meldeverfahren an. Alle natürlichen und juristischen Personen, Handelsgesellschaften und Personengemeinschaften wurden zur Meldung derjenigen Vermögenswerte verpflichtet, deren letztbekannte Eigentümer ausländische Staatsangehörige und Staatenlose waren, von denen seit dem 9. Mai 1949 Nachrichten fehlten und von denen man wusste oder vermutete, dass sie Opfer rassischer oder politischer Verfolgung wurden (Art. 1 und 3). Dabei waren auch zweifelhafte Fälle zu melden (Art. 1 Abs. 3). Als Meldestelle wurde die Justizabteilung des EJPD ernannt. Wenn die zum sicheren Beweis erforderlichen Urkunden infolge Krieges oder Gewaltakten nicht mehr vorhanden waren, musste ein Ansprecher seine Erbberechtigung nurmehr «glaubhaft» machen (Art. 10). Wenn möglich, wurden diese Vermögenswerte den Eigentümern oder ihren Rechtsnachfolgern zur Verfügung gestellt. Für Vermögen, für die kein Berechtigter ermittelt werden konnte, war durch die Vormundschaftsbehörde am Ort, wo sich das Hauptvermögen befand, ein Vermögensbeistand gemäss Artikel 393 des Zivilgesetzbuches zu bestellen. Ein Jahr später konnte am Ort des Hauptvermögens, allerdings nur mit Wirkung für das in der Schweiz liegende Vermögen, ein Verschollenheitsverfahren durchgeführt werden (Art. 7). Bei Feststehen des Todes war der Erbgang in der Schweiz zu eröffnen; er hatte sich auf das in der Schweiz befindliche Vermögen zu beschränken (Art. 8).


Bis zum 29. Februar 1964 «meldeten 46 Banken 739 Konten mit einer Summe von 6’194’000 Franken; davon stammten 1,7 Millionen Franken von Privatbanken. 50 Konten waren zum Zeitpunkt der Meldung wertlos geworden. In 200 Fällen konnten die Banken Erben ausfindig machen»46. Die Vermögenswerte, für die kein Anspruchsberechtigter ausfindig gemacht werden konnte, wurden einem Fonds für erblose Vermögen zugewiesen, über dessen Verwendung das Parlament zu bestimmen hatte. Sollte sich ein Ansprecher nachträglich melden, so konnte er innert fünf Jahren seine Ansprüche gegenüber dem Fonds geltend machen. Das im Fonds angesammelte Geld – rund zwei Millionen Franken – wurde durch Bundesbeschluss vom 3. März 1975 in Anerkennung für humanitäre Dienste während des Zweiten Weltkrieges zu zwei Drittel dem SIG und zu einem Dritteln der Zentralstelle für Flüchtlingshilfe überwiesen.47


3.1.3.3 Mangelhafte Bereinigung durch den Meldebeschluss


Für den Finanzplatz und die Eidgenossenschaft war damit die Angelegenheit erledigt. Man glaubte, mit dem Internationalen Abkommen von 1946 und 1952 sowie dem Meldebeschluss einen Schlussstrich unter die leidigen Vermögensthemen des Zweiten Weltkrieges gezogen zu haben. Leider brachte insbesondere der Meldebeschluss keine Bereinigung der Frage der nachrichtenlosen Vermögen, wie wir in der zweiten Hälfte der 90er Jahre erfahren sollten. Dafür gibt es mehrere Gründe.


Der entsprechende Bundesbeschluss wurde im Ausland zu wenig bekannt gemacht. Namentlich Personen mit Wohnsitz in kommunistischen Ländern meldeten sich nicht. Ferner bestand eine Schwäche darin, dass die Meldung von nachrichtenlosen Vermögen an die Banken delegiert wurde und diese dabei grossen Handlungsspielraum besassen. «Wie restriktiv der Meldebeschluss von den Banken gehandhabt wurde, zeigt sich darin, dass sie insgesamt 14’186 leere Formulare anforderten, den eidgenössischen Behörden allerdings nur 1184 ausgefüllte einreichten.»48 Einige Konten wurden nicht gemeldet, weil man keine Sicherheit über den Wohnort des Inhabers hatte oder weil man nicht wusste, ob dieser verfolgt oder jüdisch war. Bei Kunden, die in Mittel- und Osteuropa gelebt hatten, empfahl die Bankiervereinigung, keine Suchaktion zu veranlassen. Kleinere Konten und Safes waren seit 1945 wegen der Belastung durch Gebühren, Zinsen usw. wertlos geworden bzw. der Safe-Inhalt wurde verkauft, um die Gebühren zu bezahlen. So verschwanden weitere Vermögen. «Beim Bankverein wurden zwischen 1945 und 1999 insgesamt 735 nachrichtenlose Konten aufgehoben, weil sie wegen der Gebührenbelastung erodiert waren.»49 1996 kommt das Schweizerische Parlament offiziell zu dem Schluss, dass der Meldebeschluss ungenügend ist:




«Die Erfahrungen mit diesem Bundesbeschluss haben gezeigt, dass die Definition ‹rassisch, religiös oder politisch verfolgter Ausländer oder Staatenloser› dem Problem von Vermögen ohne Kundenkontakt nicht angemessen war. Die Beschränkung auf ‹Verfolgte› führte dazu, dass eine Meldung nachrichtenlos gebliebener Vermögen unterblieb, wenn die Meldepflichtigen annehmen konnten, bei den Eigentümern handle es sich um nicht persönlich verfolgte Kriegsopfer oder um nicht natürliche Personen wie etwa um Personengemeinschaften.»50





Ein weiterer Aspekt kam hinzu: Nach der Machtübernahme durch das nationalsozialistische Regime haben jüdische Bürger Deutschlands und anderer Staaten in zahlreichen Fällen Geld und Wertsachen nicht im eigenen Namen in die Schweiz verbracht, dies insbesondere aus Furcht vor Entdeckung. Vielmehr wurden Vermögenswerte einer Person des Vertrauens in der Schweiz übergeben, welche ihrerseits das Konto oder Depot als Treuhänder und indirekter Stellvertreter in eigenem Namen eröffnete und auch gegenüber der Bank als allein verfügungsberechtigt auftrat. Die Bank kannte im Gegensatz zu heute den Namen des tatsächlichen Eigentümers oft nicht und war weder berechtigt noch verpflichtet, diesen bei der Eröffnung zu erfahren.51 Es ist offensichtlich, dass das Dazwischenschalten eines Treuhänders die Nachforschungen erschwerte. Solche Konten waren in aller Regel auch nicht nachrichtenlos, da der Treuhänder über das Konto Verfügungen traf.52 Leider ist anzunehmen, dass einige Treuhänder oder Anwälte, die als Mittels- und Strohmänner dienten, der Meldepflicht schlicht nicht nachkamen, die Ermordung der Berechtigten sowie die Nachrichtenlosigkeit ausnutzten und die Vermögen selbst einkassierten. Wer sich bereichern wollte, hatte seit 1945 ausreichend Zeit, entsprechende Vorkehrungen zu treffen.


Interessant sind in diesem Zusammenhang die Äusserungen von DAN TICHON, dem Vorsitzenden der israelischen Knesset, die er im März 1997 gegenüber dem Schweizer Botschafter in Israel, PIERRE MONOD, tätigt. Gemäss TICHON hätten polnische und andere osteuropäische Juden, die gegen Ende der 30er Jahre die Krise hätten kommen sehen, Gelder oft heimlich in die Schweiz gebracht. Devisentransfers waren damals in all diesen Ländern verboten. Diese Juden hätten aus Angst nicht mal ihre Ehefrauen oder andere Familienmitglieder darüber informiert. TICHON nimmt an, dass diese verzweifelten Menschen wohl bei der Schweizer jüdischen Gemeinschaft um Rat gefragt hätten. Diese hätten sie wohl an einen jüdischen Anwalt verwiesen, der ein Nummernkonto eröffnet und auf jegliche Korrespondenz verzichtet habe. Der Berechtigte sei im Holocaust umgekommen und nach einigen Jahren habe der jüdische Anwalt, der ohne Nachricht des Berechtigten geblieben sei, mit oder ohne Beihilfe der Bank über die Gelder zu seinem Vorteil verfügt. «C’est comme ça que les choses ont du se passer pour les juifs polonais, hongrois, autrichiens et autres et que la communauté juive de suisse ‹smells›.»53 TICHON macht diese Aussage leider nie öffentlich und wird – vielleicht wider besseren Wissens – zu einem der Hardliner in der Auseinandersetzung.


Es bleibt das traurige Fazit: Der Umgang mit nachrichtenlosen Vermögen durch die Schweiz in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg war falsch und ungenügend. Dafür sollte die Schweiz einen sehr hohen Preis bezahlen. Ab 1996 werden wir uns vorerst insbesondere mit der Frage der Restitution von nachrichtenlosen Vermögen bei Schweizer Banken erneut befassen.


3.2 Wie alles wieder begann


3.2.1 Die allgemeine Lage der Schweiz und ihrer Banken in den Jahren 1995/1996


1995 liegt der Zweite Weltkrieg für uns Schweizer in weiter Ferne. Meine Generation ist mehr geprägt vom jahrzehntelangen Kalten Krieg, der im November 1989 mit dem Fall der Berliner Mauer zu Ende geht. Die Vereinigten Staaten von Amerika werden zur alleinigen, dominierenden Supermacht. Dabei haben die USA kaum Gegenspieler von Gewicht. Die Sowjetunion zerbricht, China ist erst im Aufstieg, die EU mit internen Problemen herausgefordert und eng mit den USA verbunden. Die wirtschaftliche Globalisierung ist im vollen Lauf. Das Ende des Kalten Krieges hat aber nicht die erhoffte «Neue Weltordnung» gebracht, die durch den Sieg der Demokratie, durch Frieden, Wohlstand, Stabilität und durch die Respektierung der Menschenrechte geprägt wäre. In Ex-Jugoslawien, vor allem Bosnien, herrscht seit 1991 Bürgerkrieg. Die Weltwirtschaft befindet sich in einer Schwächephase, die erst langsam überwunden wird. Der Integrationsprozess Westeuropas setzt sich trotz Schwierigkeiten und Verzögerungen fort und führt zu bedeutenden Veränderungen. Am 1. November 1993 tritt das Vertragswerk von Maastricht in Kraft. Aus der Europäischen Gemeinschaft (EG) wird die Europäische Union (EU), ein wirtschaftlicher und politischer Zusammenschluss von zwölf westeuropäischen Staaten. Am 1. Januar 1995 treten Finnland, Österreich und Schweden der Union bei. Im ehemaligen «Ostblock» setzt sich der schmerzhafte Umgestaltungsprozess fort. Die meisten der Reformländer verfolgen einen konsequent marktwirtschaftlichen Kurs und streben einen Beitritt zur EU an.


Für die Schweiz ist die Frage über ihre Stellung in Europa nach wie vor ein Dauerthema. Am 6. Dezember 1992 lehnt das Volk in einer denkwürdigen Abstimmung den Beitritt zum Vertrag über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) äusserst knapp ab. Ende 1994 beginnen schwierige Verhandlungen über bilaterale Verträge mit der EU. Allgemein bereitet die Schweizer Wirtschaftsentwicklung Sorgen. Sie ist mit lediglich knapp einem Prozent BIP-Wachstum enttäuschend. Der Export wird durch die Erstarkung des Frankens gebremst. Der Haushalt der Eidgenossenschaft ist geprägt durch wachsende Budgetdefizite. Das Parlament debattiert über Sparmassnahmen. Die politischen Auseinandersetzungen um die Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel werden härter. Ganz allgemein herrscht ein politisches Klima der Verunsicherung und der Gereiztheit. Dabei dominieren die drei «alten» grossen Parteien FDP, CVP und SP die Parteienlandschaft54 und den Bundesrat mit je zwei Sitzen. Die SVP ist noch Juniorpartner mit einem Bundesratssitz.55 Dabei haben die beiden CVP-Bundesräte KOLLER und COTTI noch ein klar konservatives politisches Profil, und der Bundesrat entscheidet meist bürgerlich. In der vorliegenden Auseinandersetzung verlaufen die Entscheide aber oft nicht entlang des damals noch gültigen Links-rechts-Schemas.


Zwar wird 1995 wie überall in Europa der 50. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges auch in der Schweiz gefeiert. Angesichts der aktuellen innen- und aussenpolitischen Herausforderungen erwartet die Schweiz aber nicht, die eigene Geschichte während und nach dem Zweiten Weltkrieg untersuchen und gar überdenken zu müssen. Selbst intellektuelle Kreise zeigen nur wenig Interesse an jener Zeit. Zwar haben sich in den vergangenen Jahren wiederholt Schweizer Historiker, zum Teil von den 68er-Ideen beeinflusst, mit Darlegungen und Schlussfolgerungen über unsere damalige Geschichte, über das entsprechende Gebaren von Führungspersönlichkeiten und über die Politik der staatlichen Institutionen in einer Weise zu Wort gemeldet, die sich ganz wesentlich von der Wahrnehmung unterscheidet, die bis anhin die öffentliche Meinung geprägt hat und die massgeblich von Darlegungen der Zeitzeugen und der Aktivdienstgeneration beeinflusst war. Diese anderslautenden Geschichtsbilder haben jedoch kaum eine breite öffentliche Debatte auszulösen vermocht und finden zudem im Ausland nur geringes Interesse. Die Schweiz erwartet nicht, dass ihre Vergangenheit angefochten würde, weder zunächst vom Ausland her und sodann auch nicht aus den eigenen Reihen.


Ebenso unvorbereitet auf den kommenden Sturm ist der ganze Finanzplatz, der im Vergleich zur Grösse des Landes sehr bedeutend ist. 1996 gibt es in der Schweiz 403 Banken mit einer Bilanzsumme von insgesamt 1’495 Milliarden Franken.56 Der Sektor spielt für die Wertschöpfung ebenso wie für die Beschäftigung mit über 130’000 Mitarbeitern und die Produktivität eine wichtige Rolle. Er erwirtschaftet ungefähr 8,5 Prozent des schweizerischen BIP und ist ein massgebender Steuerzahler.57 Die Schweizer Banken haben politisch eine viel bedeutendere, einflussreichere Stellung als heute. 1984 war zum Beispiel an der Urne eine linke Volksinitiative «gegen den Missbrauch des Bankgeheimnisses und der Bankenmacht» wuchtig mit 73 Prozent Nein-Stimmen abgeschmettert worden.58 Gemäss einer Umfrage des GfS-Forschungsinstituts aus dem Jahr 1996 haben 64 Prozent der stimmberechtigten Schweizerinnen und Schweizer ein überwiegend positives Bild der Banken.59 Die Bankenspitzen geniessen in der Schweiz grosses Ansehen und Einfluss. Wenn Präsidenten der Grossbanken von «Bern» etwas wollen, dann stehen Teile des Bundesrats und des Parlaments stramm. Man kennt sich aus Wirtschaft, Politik, Militär bestens. Die wichtigen Vertreter des Finanzplatzes sind Schweizer, meist hohe Offiziere, manchmal sogar Parlamentarier, bestens vernetzt, immer noch in der Schweiz fest verankert, mit wenig Auslanderfahrung, dem Bild des traditionellen Bankiers verhaftet. Die Namen kennt fast jeder Schweizer: STUDER, BLUM, GUT, SPÄLTI, BREMI. Allerdings steht die nächste Garde schon in den Startlöchern. Sie hat internationale Erfahrung, ist stark angelsächsisch geprägt, risikofreudig, unbescheiden, will Grösse und Internationalisierung, misst sich an der Weltspitze, auch mit ihren Bezügen. Ihre Namen lauten ACKERMANN, LUKAS MÜHLEMANN, CABIALLAVETTA, OSPEL, KIELHOLZ.


1995 haben alle drei damaligen Grossbanken, die Credit Suisse, früher Schweizerische Kreditanstalt, die Schweizerische Bankgesellschaft und der Schweizerische Bankverein, wirtschaftliche Schwierigkeiten und liefern bescheidene Konzerngewinne ab. Einerseits liegt das an der schwachen Wirtschaftslage der Schweiz. Anderseits kämpfen sie mit internen Problemen. Die Credit Suisse hat Sorgen mit der Integration von Banken, wie der Schweizerischen Volksbank und der Bank Leu, die sie unter Leitung ihres dynamischen Verwaltungsratspräsidenten RAINER E. GUT übernommen hat. Die Schweizerische Bankgesellschaft als grösste der drei Banken unter Leitung von ROBERT STUDER kämpft seit Jahren gegen ihren grössten Aktionär MARTIN EBNER, der eine Strategieänderung durchsetzen will und eine Eigenkapitalrendite von bis zu 20 Prozent fordert. STUDER schafft aber 1995 nur eine solche von 7,5 Prozent. Die kleinste Grossbank, der Basler Bankverein, unter Leitung des Duos GEORGES BLUM und MARCEL OSPEL, versucht ihr Glück im Ausland mit der Übernahme der englischen Investmentbank S. G. Warburg & Co. Alle drei Banken müssen überdies Abschreibungen auf schlechten Krediten wegen Fehlspekulationen im Immobilienmarkt verdauen. Diese drei Universalbanken führen den Strukturwandel an und dominieren den Bankenplatz. Wegen der Globalisierung stehen sie vor grossen Herausforderungen und wollen ihre risikoreichen Pläne zur Expansion ins Ausland und in neue Geschäftsfelder, vor allem im Investmentbanking, umsetzen. Dabei stehen die USA und Grossbritannien im Vordergrund. Die Schweizer Banken wollen zu den führenden der Welt werden und in direkte Konkurrenz zu den US-Grossbanken Goldman Sachs, Morgan Stanley und Merrill Lynch treten. Schon 1997 erzielt zum Beispiel die Credit Suisse die Hälfte des Bruttogewinns im Ausland. Die Strategie der Grossbanken scheint erfolgreich. Allein zwischen 1995 bis 1999, den Jahren der im Folgenden beschriebenen Auseinandersetzung, steigert sich ihr Bruttogewinn von ungefähr neun Milliarden auf 14 Milliarden Franken. Dabei bleibt aber das Vermögensverwaltungsgeschäft, neu ergänzt durch die Verwaltung der Gelder von in- und ausländischen, vor allem amerikanischen Pensionskassen, besonders gewinnbringend.


Das Management der Grossbanken ist mit all diesen Problemen und Herausforderungen stark beschäftigt und hat keine Zeit, sich um den aufkommenden Sturm der nachrichtenlosen Gelder zu kümmern. Die Bankiers sind es gewohnt, ihre politische Agenda selbst zu bestimmen, Probleme und Herausforderungen wenn möglich eigenständig durch Selbstregulierung im Rahmen der Bankiervereinigung zu regeln, meist ohne gesetzgeberische Einflussnahme. Ihre besondere Aura garantiert ihnen im Landesinnern eine gewisse Unantastbarkeit, was für ihre Fähigkeit zur Selbstkritik und Problemerkennung nicht unbedingt von Nutzen ist. Bei manchen führt das faktisch zu Überheblichkeit. Als 1995 die Frage der nachrichtenlosen Vermögen von Holocaustüberlebenden – einmal mehr – auftaucht, fühlen sich manche zu siegesgewiss und reagieren arrogant. «Wir haben andere, viel wichtigere Prioritäten.» Überdies glaubt man, einflussreiche Freunde in den USA zu haben, die einem sicherlich nicht in den Rücken fallen werden. Schliesslich ist man der Überzeugung, die Vorgänger-Generationen hätten diese lästigen Fragen doch schon mehrfach abgearbeitet. Die Bankiers werden für dieses Versäumnis einen hohen Preis zahlen, nicht nur in Dollars, viele auch persönlich. Fünf Jahre später werden von sechs der derzeitigen Konzernchefs der Grossbanken nur noch zwei auf ihrem Posten sein.


In bewährter Weise delegieren die Grossbanken 1995 die lästige Aufgabe der «dormant accounts» und der jüdischen Anfragen an die Bankiervereinigung, ihren mächtigen Verband mit ca. 400 Mitgliedsbanken.60 Diese verfügt über erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen. Geführt wird die Vereinigung traditionsgemäss von einem vornehmen Privatbankier, gegenwärtig von Dr. iur. GEORG KRAYER, aus dem kultivierten «Basler Daig», den traditionellen Familien aus der Basler Oberschicht. Der gross gewachsene KRAYER ist Teilhaber und Präsident der traditionsreichen Basler Bank SARASIN, vielfach ehrenamtlich und wohltätig aktiv, selber sehr wohlhabend, aber trotzdem immer baslerisch bescheiden, kultiviert, wie MARCEL OSPEL ein Fasnächtler, daher auch umgänglich, kameradschaftlich, aber immer mit perfekten Manieren. Er zeichnet sich durch grossen Witz aus und ist ein begnadeter Redner, wenigstens auf deutsch. KRAYER ist äusserst pflichtbewusst, ehrlich, religiös, korrekt, wirkt etwas steif, aber so ist eben ein Bankier alter Schule, der sich, wie damals üblich, noch gegen Millionensaläre und Gier wendet. Selbstdisziplin, Gemeinsinn und Verantwortungsbewusstsein sind seine Leitmotive, und er sagt selbst: «Mein Merksatz, der jedem Banker eintätowiert werden sollte, lautet: Nicht skrupellos beim Erwerb, und nicht sinnlos beim Ausgeben – das fasst alles zusammen.»61 Wie viele Bankiers der damaligen Zeit hat er kaum Auslanderfahrung, schon gar nicht in den USA oder in Israel. KRAYER führt den Verwaltungsrat der Bankiervereinigung, in welchem auch die einflussreichen Grossbanken meist mit ihrem Präsidenten oder CEO vertreten sind. Die Geschäftsleitung untersteht Generalsekretär JEAN-PAUL CHAPUIS, einem angenehmen Romand. Ihm und seinen Mitarbeitern, darunter dem schon älteren HEINRICH SCHNEIDER, ist zu Beginn die Führung des Dossiers überlassen. Leider sind all diese Herren von dem, was nun kommen sollte und vor allem von den Gegenspielern völlig überfordert. Vor allem der Umgang mit dem «neureichen», ungehobelten Amerikaner EDGAR BRONFMAN, dem Präsidenten des WJC, muss einem feinfühligen Menschen wie KRAYER wohl geradezu persönliche Schmerzen verursachen – denn dieser verkörpert das blosse Gegenteil von alldem, was in der besseren Gesellschaft Basels schicklich ist. Aber nicht nur die Persönlichkeiten und Kulturen prallen aufeinander, sondern auch die Einschätzungen zur Sachlage. KRAYER, die Korrektheit in Person, ist überzeugt, dass sich die Schweizer Banken in dieser Sache nichts hatten zuschulden kommen lassen und die neuen Vorwürfe unfair seien. Daher ist KRAYER bereit, dies in einem seriösen, umfassenden – aber zeitintensiven – Prozess zu beweisen. Die US-jüdische Seite, von der die Vorwürfe stammen, vermutet verschwörerischen Betrug der Bankiers. Vor allem wollen sie einen «quick win», den sie medial als ihren persönlichen Erfolg verkünden und nach dem sie zeitverzugslos zur nächsten Restitutionsbaustelle übergehen können. Angesichts dieser Ausgangslage ist es wenig verblüffend, dass es zu wiederholten Missverständnissen, zu permanentem gegenseitigem Misstrauen und zu vielen Anschuldigungen kommt, mit denen man sich gegenseitig verletzt. Aber wer wirft den Schweizer Banken denn was genau vor?


3.2.2 Die neuen Vorwürfe nach 1989


3.2.2.1 Juden aus Osteuropa und Israel melden sich


Wie dargelegt, geriet nach dem Ausbruch des Kalten Krieges die Frage der Restitution von individuellen Vermögensansprüchen in den Hintergrund. Der Eiserne Vorhang machte es für osteuropäische Juden fast unmöglich, nach geraubtem oder verschollenem Vermögen zu suchen. Die USA konzentrierten ihr Gewicht auf den Wiederaufbau Westeuropas und die Auseinandersetzung mit der Sowjetunion. In dieser Beziehung betrachteten sie die Schweiz wiederum als nützlichen Partner, zwar klein, aber zuverlässig und durchaus westlich gesinnt. Die Schweizer Armee war inmitten Europas ein wertvoller Faktor im strategischen Konzept der NATO. Freilich wurden seit 1945 die Schrecken des Holocaust von Historikern, Politikern, Philosophen, Psychologen in Hunderten von Büchern und Filmen dargelegt. Die damit verbundene wirtschaftliche Dimension und der Massenraub spielten aber keine prioritäre Rolle. Viele Holocaustüberlebende hatten sowieso Mühe, über ihre schrecklichen Erlebnisse zu berichten. Der mögliche Verlust von Bankkonten stand beim Gedenken gewiss nicht im Vordergrund. «Weil uns der Schutz unserer Erinnerung an die Toten ein so edles, schmerzvolles und zwingendes Anliegen war, dass es uns würdelos erschien, dabei an anderes zu denken, und schon gar an Bankkonten. Wenn wir ehrlich sind, will mancher von uns selbst heute noch nicht darüber reden.»62 In Israel gab es sogar einen vehementen Widerstand gegen Reparationsverhandlungen mit Deutschland. MENACHEM BEGIN, der Führer der Opposition in Israel, meinte 1951 in der Knesset: «Hat man je davon gehört, dass die Ermordeten den Mörder um Entschädigung bitten?»63


Erst anlässlich des Zusammenbruchs der kommunistischen Systeme in Osteuropa und des 50. Jahrestages zum Ende des Zweiten Weltkrieges lancieren jüdische Organisationen die Frage der verschwundenen Vermögen von Opfern des Holocaust neu.64 Jetzt können auch Juden aus Mittel- und Osteuropa ihre Ansprüche geltend machen, die vorher nie berücksichtigt oder angemeldet wurden. Durch den Fall der Mauer war zudem die Frage der Rückübertragung von Grundstücken, Firmen, Synagogen und Gütern an enteignete Juden und ihre Organisationen auf die politische Tagesordnung gelangt, vor allem auf dem Gebiet der ehemaligen DDR und in den Staaten des früheren Warschauer Pakts. Dort hatten die Juden eine doppelte Diskriminierung und Verfolgung sowohl durch den Nationalsozialismus wie durch den Kommunismus auszuhalten. Sie waren oft «Doppelopfer».


Motiviert wird dieser Vorstoss von Erzählungen von Holocaustüberlebenden und deren Nachkommen, die über Vermögen, Gelder, Gold, Schmuckstücke berichten, die von ihren Eltern, Grosseltern, Verwandten vor dem Zugriff der Nazis versteckt und vor allem auf sichere Konten und in Depots von Schweizer Banken eingelagert wurden. Das meiste weiss man nur vom Hörensagen; die Dokumente wurden aus Angst vor den Nazis vernichtet oder gingen in den Kriegsgräueln verloren. Die ursprünglichen Eigentümer kamen im Massenmord um. Aber man ist sich in jüdischen Kreisen sicher, dass noch erhebliche Summen, die durch Zins und Zinseszins angewachsen sind, bei Schweizer Banken liegen müssen. Nachforschungen bei den Banken, die auch durch Zürcher Anwälte wie SIGI FEIGEL oder HERBERT WINTER vorangetrieben werden, scheitern daran, dass man weder Kontonummer noch Belege hat. Teilweise werden von den Banken wiederum hohe Kostenvorschüsse verlangt oder gar eine Todesurkunde von Vorfahren, die im Konzentrationslager ermordet worden waren. Trotzdem gehen bei den Banken und der Bankiervereinigung in den 80er und 90er Jahren jährlich Dutzende von Anfragen ein, nach dem Ende des Kalten Krieges vermehrt aus Osteuropa. Vereinzelt erscheinen im In- und Ausland Zeitungsartikel mit Mutmassungen und Anschuldigungen über erhebliche jüdische Vermögen, die bei Schweizer Banken lagern.


3.2.2.2 Banken und Bundesrat sehen keine Notwendigkeit zur neuen Suche


Das Thema bleibt in Israel vor allem bei der «Jewish Agency», der weltweit grössten jüdischen Organisation, auf der Tagesordnung. Sie sucht 1989 über Zeitungsinserate nach Juden, die noch ein Guthaben in der Schweiz beanspruchen oder die über Informationen über derartige Sachverhalte verfügen. Ferner mandatiert die Jewish Agency den ehemaligen Basler SP-Nationalrat und Anwalt ANDREAS GERWIG, die Gesuche zu vertreten. Da dieser keine konkreten Kontoangaben erhält, bleiben GERWIGS Vorstösse bei Banken und der Bankenkommission erfolglos. Dieser versucht zusammen mit anderen, die Banken zur Einrichtung eines Fonds für Holocaustopfer in der Höhe von 30 bis 50 Millionen Franken zu motivieren. Zu diesem Zweck kontaktiert GERWIG den früheren Bundesrat KURT FURGLER, der als Chef des EJPD den Abschlussarbeiten des Meldebeschlusses von 1962 vorstand. Beide stossen bei den Banken aber auf Granit. Ohne klare rechtliche Verpflichtung wollen diese keine Beiträge an einen Fonds zahlen. GERWIG und FURGLER regen daraufhin einen neuen Bundesbeschluss nach dem Modell 1962 an, da nach dem Fall der Mauer der Einbezug der mittel- und osteuropäischen Staaten neuerdings möglich sei. 1992 lehnt Bundesrat ARNOLD KOLLER, der Vorsteher des EJPF, dieses Ansinnen ab, da gar kein Vermögenssubstrat mehr vorliege, um die entsprechenden Ansprüche zu befriedigen.65 Auch die Bankiervereinigung weigert sich, als Anlaufstelle für Anfragen von osteuropäischen Juden zu dienen und die kostspieligen Recherchen zu übernehmen.66


Die Vertreter der Jewish Agency kommen zu der Einsicht, dass wohl nur öffentlicher Druck die Haltung der Schweizer ändern kann, möchten aber dafür eine fundierte Grundlage. Sie finanzieren 1992 über Umwege eine Studie des Schweizer Historikers JACQUES PIcARD67 mit dem Auftrag, im Schweizerischen Bundesarchiv nach Hinweisen auf jüdische Vermögen zu recherchieren, die noch in der Schweiz liegen könnten. PICARD übergibt seine 30-seitige Studie im Jahre 1993. Sie enthält wenig Neues, vor allem keine skandalträchtigen Dokumente über konkrete Missbrauchsfälle, sondern vor allem die Geschichte des Meldebeschlusses. Die Studie reicht den Auftraggebern nicht für die geplanten Medienaktivitäten oder gar einen Dokumentarfilm. Immerhin wird die Studie auf Initiative des Zürcher Bankiers HANS J. BÄR, Verwaltungsratspräsident der Bank Julius Bär und Mitglied des Verwaltungsratsausschusses der Bankiervereinigung, veröffentlicht und kommt in verschiedene Bibliotheken.68 HANS BÄR, der selbst jüdische Wurzeln hat, fürchtet die Wahrheit nicht. Er spielt vor allem zu Beginn der Auseinandersetzung eine wichtige Rolle und verhindert Schlimmeres. Der 1927 geborene BÄR lebte von 1940 bis 1950 in den USA, studierte und arbeitete dort, spricht bestes Englisch und versteht als einer der wenigen Schweizer Akteure der Anfangsphase beide Welten. Er ist kulturell sehr engagiert, präsidiert lange die Tonhalle-Gesellschaft und gründet die Zürcher Festspiele. Er geniesst hohes Ansehen, umso mehr, als er aus dem Familienunternehmen Bank Julius Bär durch den Börsengang 1980 eine sehr erfolgreiche Publikumsbank macht. Hinter seinem Rücken wird er aber in Bankkreisen auch dafür kritisiert, dass er so viel Verständnis für die jüdischen Anliegen aufbringt, und man wirft ihm «doppelte Loyalität» vor. Auf der anderen Seite ist er für den WJC in erster Linie ein Bankier, der die Interessen seines Berufsstandes vertritt. Für mich steht BÄR als guter Freund immer mit Rat und Tat zur Seite. Er zeigt grosse Zivilcourage und Weitsicht.69
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3.2.2.3 Parlamentarier und Medien schalten sich ein


Vorderhand bleibt das Thema unter dem Radar der öffentlichen Aufmerksamkeit. Immerhin reicht Ständerat OTTO PILLER (SP/FR) im Parlament eine Kleine Anfrage zum Thema nachrichtenlose Vermögen ein. Er stützt sich auf ausländische Medienberichte, wonach Banken unzureichend dokumentierte Erben um ihre Ansprüche prellen würden.70 Der Bundesrat antwortet am 6. Dezember 1994, es gebe keine Anhaltspunkte, «dass sich Banken fremde Gelder aneignen oder die Herausgabe an bekannte Rechtsnachfolger verweigern würden». Die Regierung lehnt eine Übergabe von herrenlosen Vermögen an die Eidgenossenschaft ab. Sie hebt hervor, dass «sich die Beziehungen zwischen der Bank und ihren Kunden nach privatrechtlichen Vorschriften richtet. Es besteht kein Anlass, andere oder zusätzliche Privatrechtsvorschriften zu erlassen.»71 Aber die Banken sollten die Nachforschungen Berechtigter nach Guthaben erleichtern. Das wird noch einige Zeit die unverrückbare Politik des Bundesrats bleiben: «Die Banken haben es im Griff, und wir mischen uns nicht ein.» Im Gegensatz dazu bringt der Präsident der Eidgenössischen Bankenkommission72, KURT HAURI, oberster Aufseher über die Banken, das Thema an einer Aussprache mit dem Ausschuss der Bankiervereinigung zur Sprache und regt eine zentrale Meldestelle an. Am 25. Januar 1995 lehnt der Verwaltungsrats-Ausschuss der Bankiervereinigung jedoch «komplizierte Massnahmen» ab, setzt aber immerhin eine Arbeitsgruppe ein, die nach einer Lösung suchen soll. Nach wie vor ist man der Ansicht, dass 99 Prozent der Anfragen völlig unbegründet seien; man habe das Problem 1962 gelöst.73


1995 wird die Studie von PICARD Grundlage von mehreren Artikeln in Schweizer, israelischen und US-Medien. Der Wirtschaftsjournalist BEAT BALZLI berichtet am 5. März 1995 in der «SonntagsZeitung» unter dem Titel «Banken räumen Existenz herrenloser Vermögen ein» über gravierende Mängel bei der Behandlung von Opfern des Holocaust durch Schweizer Banken.74 BALZLI hatte verschiedenen Banken Fragenkataloge unterbreitet. Die Bankiervereinigung und die SKA – die spätere Credit Suisse – erklären das Thema mit Verweis auf den Meldebeschluss als erledigt. Anderseits gibt der Sprecher des Schweizer Bankvereins zu Protokoll: «Wir können nicht ausschliessen, dass solche Gelder beim Bankverein vorhanden sind.» Die Bankgesellschaft äussert sich ähnlich. Damit wird öffentlich und prominent zugegeben, dass allenfalls noch Gelder von Naziopfern oder von deren Strohmännern vorhanden sein könnten. Kurze Zeit später reichen Schweizer Parlamentarier Vorstösse ein, um die Frage politisch klären zu lassen.75 Es ist offensichtlich, dass einzelne eher linke Parlamentarier besser als der Bundesrat und die Bankiers erkennen, dass die offenen Fragen um den Finanzplatz Schweiz vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg behandelt werden müssen. Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates befasst sich am 28. August 1995 mit der Initiative von Nationalrätin VERENA GRENDELMEIER (LdU/ZH) und beschliesst, das Thema erst nach der angekündigten Veröffentlichung der neuen Richtlinien der Bankiervereinigung vom 12. September 1995 wieder aufzunehmen. Am 23. Oktober 1995 beschliesst die Kommission, den ganzen Fragenkomplex einer Subkommission unter der Leitung von Nationalrat ROLF ENGLER (CVP/AI) zu übertragen.


3.2.2.4 Bedauern und Entschuldigung der Bundesräte


Das innenpolitische Bewusstsein wird angeregt durch weitere Artikel und Reden zum Verhalten der Schweiz während und nach dem Zweiten Weltkrieg, denn die weltweiten Feiern zum 50. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges stehen an.76 Dabei erkennt die Regierung an, dass es im Schweizer Verhalten während des Krieges Schattenseiten gab. Bundesrat COTTI versichert am 3. April 1995 anlässlich der Gedenkstunde zum 100. Geburtstag von Generalkonsul CARL LUTZ77 in Bern:




«Wir sollten es zwar vermeiden, mit Steinen auf die Schweiz der dreissiger und vierziger Jahre zu werfen. Bei der Beurteilung ihres Verhaltens gegenüber den Achsenmächten müssen wir die schwierigen Umstände ihrer tödlichen Bedrohung von aussen berücksichtigen. Aber wir können und dürfen nicht leugnen, dass auch die Schweiz da und dort in die grosse Schuld unsäglicher Barbarei jener Jahre verstrickt war. Mit andern Worten: Das historische Verständnis für die Ausnahmesituation und die objektiven Überlebensschwierigkeiten eines kleinen, von der nazistischen und faschistischen Welt umzingelten Landes darf uns nicht dazu verführen, manche schwere Versäumnisse und Schwächen zu entschuldigen. Ich denke hier nicht zuletzt an unsere Politik gegenüber den von den Nazi-Schergen gnadenlos verfolgten Juden. Es ist nötig, es ist gut und heilsam, wenn wir diese Schwächen und Versäumnisse selbstkritisch aufarbeiten und zur Diskussion stellen. Das ist kein Schwächezeichen und keine sogenannte ‹Nestbeschmutzung›. Es ist vielmehr eine Notwendigkeit und eine Selbstverständlichkeit, die wir der Welt, den Millionen von Opfern dieses Terrors und nicht zuletzt auch uns selbst schuldig sind.» (Mit Carl Lutz habe die) «offizielle Schweiz in den schwärzesten Stunden des Zweiten Weltkriegs einen stillen, aber grossen Helden» (in ihren Reihen gehabt. Cotti erinnert daran, wie Lutz dem Vorwurf der Kompetenzüberschreitung entgegengetreten war:) «Wenn es so viele Länder gibt, welche die Gesetze verletzen, um zu töten, so dürfte es doch ein Land geben, das die Gesetze verletzt, um zu retten.»78





In einer in der Schweiz und im Ausland vielbeachteten Rede vor der Vereinigten Bundesversammlung anlässlich der Sondersitzung am 7. Mai 1995 zum 50. Jahrestag des Kriegsendes führt der damalige Präsident der Eidgenossenschaft KASPAR VILLIGER aus:




«Unser Land blieb vom Zweiten Weltkrieg verschont. Das ist Grund zur Dankbarkeit. Andere Völker haben Europa befreit, haben die europäische Kultur gerettet, auch uns eine Zukunft in Freiheit ermöglicht. Das ist Grund zur Bescheidenheit. Unser Land hat in höchst bedrohter Lage zur Erhaltung seiner Unabhängigkeit, seiner Werte und seiner Unversehrtheit das Menschenmögliche geleistet. Das ist Grund zum Respekt vor der Leistung jener Generation. Auch unser Volk musste Opfer bringen, aber ungleich weniger als jene Völker, welche in den Krieg verwickelt wurden. Das ist Grund zur Zurückhaltung. Und auch die Schweiz hat nicht durchwegs so gehandelt, wie es ihren Idealen entsprochen hätte. Das ist Grund zur Nachdenklichkeit. […]


(Villiger bezeichnet das Verhältnis zwischen der Schweiz und Nazideutschland sinngemäss als eine Gratwanderung zwischen Widerstand und Konzessionen.) «Das Überleben des Kleinstaates Schweiz war nur möglich durch eine punktuelle Zusammenarbeit mit dem potentiellen Feind und durch umsichtiges, manchmal wohl zu umsichtiges Vermeiden von Provokationen.» […]


(Bezüglich der Schatten unserer Geschichte führt er aus:) «Ich will aber nicht verhehlen, dass es einen Bereich gab, der sich aus heutiger Sicht der Rechtfertigung durch irgendwelche ‹äusseren Umstände› entzieht. Es geht um jene vielen Juden, denen durch die Zurückweisung an der Schweizer Grenze der sichere Tod wartete. […] Es steht für mich ausser Zweifel, dass wir mit unserer Politik gegenüber den verfolgten Juden Schuld auf uns geladen haben. Die Angst vor Deutschland, die Furcht vor Überfremdung durch Massenimmigration und die Sorge um politischen Auftrieb für einen auch hierzulande existierenden Antisemitismus wogen manchmal stärker als unsere Asyltradition, als unsere humanitären Ideale. Schwierige Zielkonflikte wurden auch überängstlich zulasten der Humanität gelöst. Mit der Einführung des sogenannten Judenstempels kam Deutschland einem Anliegen der Schweiz entgegen. Dieser Stempel wurde im Oktober 1938 von der Schweiz gebilligt. Wir haben damals im allzu eng verstandenen Landesinteresse eine falsche Wahl getroffen. Der Bundesrat bedauert das zutiefst, und er entschuldigt sich dafür, im Wissen darum, dass solches Versagen letztlich unentschuldbar ist.»79





3.2.2.5 Der verhängnisvolle Rechenfehler von Itamar Levin


Den Stein ins Rollen und erhebliche Langzeitfolgen bringt ein Beitrag des israelischen Journalisten ITAMAR LEVIN, der in der auf Hebräisch erscheinenden Wirtschaftszeitung «Globes» im April 1995 einen Artikel mit dem Titel «Sie haben nicht gemordet, aber geerbt» veröffentlicht. LEVIN erläutert, wie wohlhabende Juden unter dem Nazi-Regime Gelder in die sichere Schweiz verschoben haben, wie die Erben vergeblich nach diesen Geldern suchten und die Banken gerichtlich beglaubigte Vollmachten und Originaldokumente verlangten. Vor allem aber brüstet sich LEVIN damit, er habe im Zionistischen Archiv in Jerusalem ein «offizielles Dokument» gefunden, wonach sich die Schweizer Behörden 1946 verpflichtet hätten, eine globale Entschädigung für die jüdischen «herrenlosen» Vermögen in der Höhe von damals 300 Millionen Schweizer Franken zu bezahlen. Durch eine undurchsichtige, vor allem aber falsche Hochrechnung, in welcher er aufgelaufene Zinsen und Zinseszinsen mit Kaufkraftfaktoren multipliziert, kommt LEVIN auf die ungeheure Summe von 7,7 Milliarden Franken. Diese sollen dem damaligen Betrag von 300 Millionen entsprechen. Wörtlich schreibt LEVIN: «1946 verpflichtete sich die schweizerische Regierung, 285 Millionen Franken (95 Prozent von 300 Millionen) – das sind heute etwa 6,4 Milliarden Dollar – für die Rehabilitierung jüdischer Opfer zur Verfügung zu stellen. Quelle dieses Geldes sollten die erblosen Vermögen sein.»80
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